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SGCH SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ
PHS Public Health Services
Swiss TPH Schweizerisches Tropen- und Public Health-Institut

DFJP Département fédéral de justice et police

ONU Organisation des Nations unies

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

ONG Organisation non gouvernementale

EPF Ecole polytechnique fédérale

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

OFS Office fédéral de la statistique

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

DFI Département fédéral de l'intérieur

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, a la recherche et a I'innovation

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

Bureau-CN Bureau du Conseil national

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

PNR Programme national de recherche

CIA Central Intelligence Agency (Agence centrale de renseignement des
Etats-Unis d'’Amérique)

(o] Code civil

CFEJ Commission fédérale pour I'enfance et la jeunesse

uss Union syndicale suisse

CP Code pénal suisse

LDIP Loi fédérale sur le droit international privé

Cst Constitution fédérale

IFFP Institut fédéral des hautes études en formation professionnelle

LCR Loi fédérale sur la circulation routiére

CPA Contréle parlementaire de I'administration

CEP Commission d'enquéte parlementaire

oIT Organisation internationale du travail

CSAJ Conseil Suisse des Activiés de Jeunesse

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

CFJ Commission fédérale pour la jeunesse

MINT Branches et métiers des domaines Mathématiques, Informatique,
sciences Naturelles et Informatique

LTr Loi sur le Travail

ADN Acide désoxyribonucléique

ZHAW Haute école des sciences appliquées de Zurich

FRI domaine politique ,Formation, recherche et innovation™

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

APEA Autorité de protection de I'enfant et de I'adulte

SRC Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fedpol Office fédéral de la police

RHT Indemnité en cas de réduction de I'horaire de travail

CSDH Centre suisse de compétence pour les droits humains

Al Amnesty International

COoDIS Combined DNA Index System

CSRE Centre suisse de coordination pour la recherche en éducation
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BND Service de renseignement de la République fédérale d'Allemagne
(Bundesnachrichtendienst)

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police
PHS Public Health Services

Swiss TPH Institut Tropical et de Santé Publique Suisse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2020: Rechtsordnung

Die innere und é&ussere Sicherheit der Schweiz waren im Kapitel Rechtsordnung
aufgrund der fortwahrenden internationalen Terrorismusgefahr auch 2020 dominante
Themen. So verabschiedeten die eidgendssischen Réate gleich drei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekéampfung. Erstens wurden mit
der Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalitdit das Ubereinkommen des Europarates zur Verhitung des
Terrorismus und das dazugehorige Zusatzprotokoll umgesetzt. Damit sind neu bereits
bestimmte Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar,
insbesondere das Anwerben und Ausbilden von Terroristinnen und Terroristen, das
Reisen flr terroristische Zwecke (sog. Dschihadreisen) und die entsprechende
Finanzierung. Das Vorlauferstoffgesetz reguliert zweitens den Zugang von
Privatpersonen zu bestimmten Chemikalien, die zur Herstellung von Sprengstoff
missbraucht werden kénnen. Das dritte und umstrittenste der drei neuen
Antiterrorgesetze war das Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung
von Terrorismus (PMT), auf dessen Grundlage die Polizei praventiv gegen terroristische
Gefahrderinnen und Gefédhrder vorgehen kann. Die PMT umfassen unterschiedlich
starke Freiheitseinschrankungen von einer Meldepflicht bis zum Hausarrest und kénnen
gegen potenziell gefahrliche Personen verhangt werden. Die Gegnerschaft sah damit
den Rechtsstaat in Gefahr, weil die betroffenen Personen keine Straftat begangen
hatten und die Massnahmen aufgrund blosser Indizien angeordnet wurden. Die Jungen
Grunen, die Juso und die Junge GLP ergriffen zusammen mit der Piratenpartei und dem
Chaos Computer Club das Referendum gegen das Gesetz und begannen im Oktober mit
der Unterschriftensammlung. Neben dem Parlament beschaftigte sich auch das
Bundesstrafgericht mit der terroristischen Bedrohung, indem es mehrere Prozesse
wegen der Unterstitzung terroristischer Aktivitaten fuhrte.

Unabhéngig von der spezifisch terroristischen Bedrohung trieb das Parlament die
Informationssicherheit des Bundes weiter voran, indem es die bereits 2017
begonnenen Beratungen zum Informationssicherheitsgesetz fortfihrte und in der
Wintersession 2020 zum Abschluss brachte. Im Februar erschitterte Uberdies die
sogenannte Crypto-Affare die Schweizer Politlandschaft, als bekannt wurde, dass die
Zuger Firma Crypto AG uber Jahrzehnte von der CIA und dem BND manipulierte
Chiffriergerate in alle Welt verkauft hatte. Uber Wochen wurde in den Medien
gemutmasst, wer wie viel darlber wusste, welche Rolle der NDB, die Armee, die
Bundesanwaltschaft, das Fedpol und der Bundesrat gespielt hatten und inwiefern sich
die Schweizer Behdérden und einzelne Fihrungsfiguren damit zu Komplizen
auslandischer Nachrichtendienste gemacht hatten. Die ausgiebige Berichterstattung
liess die Anzahl Zeitungsartikel im Themenbereich innere und aussere Sicherheit im
Februar denn auch markant nach oben schnellen, wéhrend er Uber das ganze Jahr 2020
im Vergleich mit den Vorjahren medial eher schwach abgedeckt war (vgl. Abb. 1: Anteil
Zeitungsberichte pro Monat und Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Das
Ansinnen der Grinen und der sozialdemokratischen Fraktion, zur Aufarbeitung der
Ereignisse rund um die Crypto AG eine PUK einzusetzen, scheiterte vorerst am
Widerstand des Bulros-NR, das den beiden entsprechenden parlamentarischen
Initiativen im November keine Folge gab. Es erachtete die Untersuchung der GPDel, die
kurz zuvor ihren Bericht veréffentlicht hatte, als ausreichend.

Im Bereich Strafrecht schlossen die eidgendssischen Réate den ersten Teil der Revision
der Strafprozessordnung ab. Die Bestimmungen zur Sicherheitshaft wurden infolge
einer Verurteilung der Schweiz durch den EGMR als dringend revidierungsbeddurftig
eingestuft und der Revision der gesamten Strafprozessordnung deshalb zeitlich
vorgezogen. Auch zum zweiten laufenden, umfassenden Revisionsprojekt im Strafrecht,
der Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs (BT), nahm das Parlament die
Beratungen in Angriff. Hauptbestandteil der BT-Revision bildet die Harmonisierung der
Strafrahmen, mit der die im Strafgesetzbuch aus den 1940er-Jahren angedrohten
Strafen mit den heutigen Werthaltungen in Einklang gebracht und deren Verhéltnis
zueinander neu ausgelotet werden sollen. Die von der Offentlichkeit mit Spannung
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erwartete Anpassung der sexualstrafrechtlichen Normen wurde vorerst jedoch weiter
aufgeschoben, da der Stédnderat diese Bestimmungen im Einvernehmen mit dem
Bundesrat in einen separaten Entwurf auslagerte, der zuerst noch in die
Vernehmlassung gegeben werden soll.

Im Bereich Zivilrecht verabschiedete das Parlament sowohl die erste Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der durch die Verkleinerung der Pflichtteile die
Verfugungsfreiheit von Erblasserinnen und Erblassern erhdht wird, als auch die
Anderung des Zivilgesetzbuches zur einfacheren Anderung des Geschlechts im
Personenstandsregister fur Menschen mit Transidentitdt oder einer Variante der
Geschlechtsentwicklung. Betreffend das internationale Privatrecht wurden die Normen
Uber die internationale Schiedsgerichtsbarkeit modernisiert, um die Schweiz als
internationalen Schiedsplatz attraktiv zu halten.

Mit dem Datenschutzgesetz fand ein weiteres, grosses Gesetzgebungsprojekt 2020
seinen Abschluss. Knapp vier Jahre nach dem Beginn der Vernehmlassung und drei
Jahre nach Beginn der parlamentarischen Beratung stimmten die eidgendssischen Rate
dem Antrag der Einigungskonferenz zu und brachten damit das hart umkampfte
Geschaft in trockene Tlcher. Umstritten waren vor allem die Voraussetzungen, unter
denen das sogenannte Profiling, d.h. die VerkntUpfung von Daten zur Erstellung von
Personlichkeitsprofilen, zulassig ist. Im Sinne eines Kompromisses setzte sich ein
risikobasierter Ansatz durch, der strengere Voraussetzungen, wie beispielsweise die
ausdruckliche Einwilligung der betroffenen Person, stellt, wenn die Datenverknupfung
die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Personlichkeit der betroffenen Person
ermoglicht. Damit hat die Schweiz nun ein modernes Datenschutzrecht, das nach
Einschatzung des Bundesrates und des Parlaments dem Datenschutzniveau der EU
gleichwertig sein sollte. Der diesbeziigliche Aquivalenzbeschluss, der wie ein
Damoklesschwert Uber den Verhandlungen hing und der eigentlich fiur 2020
angekundigt war, ist indes noch ausstehend.

Die Corona-Krise wurde im Kapitel Rechtsordnung vor allem in zwei Dimensionen
sichtbar. Einerseits wurde die Einfihrung der Corona-Warn-App «SwissCovid» von
einer ausfuhrlichen Datenschutz-Diskussion begleitet. Andererseits gab es im ganzen
Land zahlreiche Demonstrationen gegen die und trotz der Massnahmen zur
Einddmmung der Pandemie. Gegen die Corona-Massnahmen wurde ab Anfang Mai
demonstriert, weil sich die Burgerinnen und Burger in ihren Grundrechten
eingeschrankt sahen, nicht zuletzt gerade durch das Versammlungsverbot. Menschen,
die nicht an die Gefahrlichkeit des Virus glaubten, wehrten sich so gegen die aus ihrer
Sicht ungerechtfertigten Freiheitsbeschrankungen. Der Pandemie zum Trotz
demonstrierten im Juni - in Folge der antirassistischen Proteste in den USA als
Reaktion auf den durch Polizeigewalt verursachten Tod des Afroamerikaners George
Floyd - auch in den Schweizer Stadten Tausende unter dem Motto «Black Lives Matter».
Die Ereignisse losten eine grosse gesellschaftliche Debatte Uber strukturellen
Rassismus in der Schweizer Gesellschaft aus, die sich um systematische
Benachteiligung nichtweisser Menschen, Polizeigewalt und Racial Profiling, und nicht
zuletzt auch um die umstrittene Bezeichnung einer Sussigkeit drehte. Diese Debatte
machte zusammen mit der Grundrechtsdiskussion um die Corona-Massnahmen die
Burgerrechte tUber den Sommer zum in der Presse meistdiskutierten Themenfeld des
Kapitels Rechtsordnung (vgl. Abb. 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Uber das ganze
Jahr zeichnete zudem der Themenbereich innere Konflikte und Krisen fir einen
deutlich héheren Anteil an der Zeitungsberichterstattung verantwortlich als in den
Vorjahren (vgl. Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr).'

Jahresriickblick 2021: Rechtsordnung

Das erste Halbjahr 2021 stand im Zeichen von drei Volksabstimmungen, die die
offentliche Debatte im Bereich der Rechtsordnung pragten. Am 7. Marz 2021 kamen die
Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot» und das E-ID-Gesetz zur Abstimmung. Am
13. Juni 2021 folgte das Referendum zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen
zur Terrorismusbekdmpfung (PMT). Die damit einhergehenden Abstimmungskampagnen
waren in der Medienkonjunktur deutlich zu erkennen, wie die APS-Zeitungsanalyse
zeigt: Das Thema Bulrgerrechte, worunter das Verhlllungsverbot féllt, verzeichnete Uber
das ganze Jahr gesehen den hdchsten Anteil an Zeitungsartikeln zur Rechtsordnung (vgl.
Abbildung 2 im Anhang) und dominierte die Medienberichterstattung im Bereich
Rechtsordnung von Januar bis Marz (vgl. Abbildung 1). An zweiter Stelle lag im ersten
Quartal das Thema Offentlicher Dienst, dem die E-ID zuzuordnen ist. Von April bis Juni
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galt die meiste Beachtung dem Thema Innere Sicherheit, wo das PMT-Referendum
angesiedelt ist.

Nach einem intensiven und vielschichtigen Abstimmungskampf, in dem viele Argumente
gleichzeitig von der Pro- und der Contra-Seite verwendet wurden, nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung die vom Egerkinger Komitee lancierte Initiative «Ja zum
Verhiillungsverbot» am 7. Méarz 2021 mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Wahrend das
beflirwortende Lager den Volksentscheid als klares Zeichen gegen den Islamismus in
der Schweiz wertete, beklagte das unterlegene Lager einen unnétigen Eingriff in die
Grundrechte von Musliminnen. Die fur das Geschéaft zustandige Bundesratin Karin
Keller-Sutter, die den Erfolg der Initiative trotz indirekten Gegenvorschlags nicht hatte
abwenden kénnen, legte viel Wert darauf zu betonen, das Resultat sei nicht als Votum
gegen die Musliminnen und Muslime in der Schweiz zu verstehen. Die Vox-Analyse
bestatigte denn auch, dass das Ja nicht nur von kulturellen, sondern ebenso von
sicherheitspolitischen und feministischen Argumenten getragen wurde.

Am selben Tag erlitt Justizministerin Karin Keller-Sutter mit dem Nein zur E-ID auch
beim zweiten Geschaft aus ihrem Zustandigkeitsbereich eine Niederlage. Die Schweizer
Stimmbevolkerung versenkte das Bundesgesetz Uber elektronische
Identifizierungsdienste in der Referendumsabstimmung mit 64.4 Prozent Nein-
Stimmen deutlich. Gemaéss der Vox-Nachbefragung war es den Behorden nicht
gelungen, das Misstrauen gegenlber den privaten Anbieterinnen und Anbietern der E-
ID abzubauen, das die Abstimmungskampagne dominiert hatte. Die E-ID ist damit nicht
grundsatzlich gescheitert, allerdings wurde von der Stimmbevolkerung eine staatliche
Losung gewlnscht.

In der dritten Volksabstimmung des Jahres im Bereich Rechtsordnung konnte die
Justizministerin schliesslich einen Erfolg verbuchen. Eine klare Mehrheit von 56.6
Prozent der Stimmbdrgerinnen und Stimmbdirger hiess am 13. Juni 2021 das
Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT) an der
Urne gut. Angesichts der wahrgenommenen Terrorgefahr tGberwog das Vertrauen in den
Bundesrat und die Polizei letztlich die Bedenken bezlglich polizeilicher Willkir und
Verlust der Rechtsstaatlichkeit, wovor das Referendumskomitee gewarnt hatte, so die
Schlussfolgerung der Vox-Analyse. Der Staat erhalt damit verschiedene préaventiv-
polizeiliche Mittel - von der Meldepflicht bis zum Hausarrest -, um terroristische
Geféahrderinnen und Geféhrder zu kontrollieren.

In der zweiten Jahreshélfte zog das Thema Innere Konflikte und Krisen zunehmende
Aufmerksamkeit auf sich, sodass es im September und Oktober im Bereich der
Rechtsordnung das von den Medien meistbeachtete Thema war (vgl. Abbildung 1). Daflr
verantwortlich waren hauptséchlich die Demonstrationen gegen die Corona-
Massnahmen. Insbesondere im Herbst, als der Bundesrat die Zertifikatspflicht
beschloss, intensivierten sich die Proteste. So fanden in der Bundesstadt wochentliche
Kundgebungen der Massnahmenkritikerszene statt. Nachdem es mehrmals zu
Ausschreitungen gekommen war und die Stadt Bern die Kundgebungen nicht mehr
bewilligte - was die Massnahmengegnerinnen und -gegner aber nicht davon abhielt,
weiter zu demonstrieren -, wurde auch die Radikalisierung der Szene in den Medien
debattiert. Im Vorfeld der Referendumsabstimmung Uber die zweite Revision des
Covid-19-Gesetzes Ende November erhitzten sich die Gemuter weiter. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass aufgrund beflrchteter Ausschreitungen am
Abstimmungssonntag das Bundeshaus von der Polizei grossraumig abgeriegelt wurde.
Eine weitere Eskalation blieb dann aber gllicklicherweise aus.

Etwas abseits der Medienaufmerksamkeit widmete sich das Parlament 2021 mehreren
umfangreichen Gesetzesrevisionen im Strafrecht. In der Frihjahrssession nahm der
Nationalrat die Revision der Strafprozessordnung in Angriff, die der Standerat in der
Wintersession fortsetzte. Das Revisionsprojekt geht auf eine 2015 Uberwiesene Motion
der RK-SR zuruick, die den Bundesrat beauftragt hatte, die Strafprozessordnung auf ihre
Praxistauglichkeit zu pridfen und allfallige Anpassungen vorzuschlagen. Nachdem die
Réte die Bestimmungen zur Sicherheitshaft aufgrund ihrer Dringlichkeit ausgekoppelt
und 2020 bereits verabschiedet hatten, begannen 2021 die Beratungen zum
Hauptentwurf. Das zweite zentrale Gesetzgebungsprojekt im Strafrecht, die
Harmonisierung der Strafrahmen, durchlief 2021 die Differenzbereinigung. Einer der
Hauptstreitpunkte dieser Vorlage war, inwieweit die Strafen fir Gewalt gegen Behdrden
und Beamte verschérft werden sollen. Zusammen mit der Revision des
Sexualstrafrechts bildet die Strafrahmenharmonisierung die zweite Etappe einer
umfassenden StGB-Revision, in der nach dem Allgemeinen Teil (abgeschlossen 2016)
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nun auch der Besondere Teil erneuert wird. Aufgrund des festgestellten
Diskussionsbedarfs hatte das Parlament die Revision des Sexualstrafrechts in einen
eigenen Entwurf ausgelagert, der Anfang 2021 in die Vernehmlassung gegeben wurde.
Des Weiteren brachten die eidgendssischen Rate in der Wintersession 2021 die
Anderung des DNA-Profil-Gesetzes zum Abschluss. Nach Inkrafttreten diirfen die
Ermittlungsbehdrden neu mittels sogenannter Phanotypisierung dusserliche Merkmale
wie Haar-, Haut- und Augenfarbe oder das Alter der gesuchten Person aus DNA-Spuren
bestimmen. ?

Strafrecht

Fur einiges Aufsehen sorgten Berichte von Amnesty International (Al) und des UNO-
Komitees gegen die Folter Uber die Haftbedingungen in der Schweiz. Im ersten Bericht
wurde Uber Misshandlungen von Auslandern wahrend der Polizeihaft namentlich in
Genf berichtet. Im zweiten wurde gefordert, den von der Polizei Festgenommenen
sofortigen Kontakt mit Angehdrigen und Anwélten zu garantieren. Folter im Sinn der
internationalen Konventionen kommt nach dem Urteil der UNO-Kommission in der
Schweiz nicht vor. Namentlich der Bericht von Al, der nicht von der Schweizer Sektion,
sondern von der Londoner Zentrale aufgrund von nicht lUberpriften Zuschriften von
angeblich Misshandelten verfasst worden war, blieb nicht unwidersprochen. Dass es bei
Festnahmen nicht immer gewaltfrei zugeht, wurde zwar auch von der Polizei
zugegeben, Misshandlungen wirden aber, sofern eine Beschwerde vorliege, untersucht
und disziplinarisch geahndet. Der Bundesrat réumte in seiner Stellungnahme zu einem
im Vorjahr publizierten Inspektionsbericht des Européischen Komitees gegen die Folter
ein, dass in einem Teil der Polizeigefangnisse die rdumlichen Verhéltnisse
unbefriedigend sind. ®

Auch 2014 pragte die Debatte Uber den Umgang mit Straftatern die Medien. Dabei
bildeten sich jeweils zwei oppositionelle Lager: Die Beflrworter harterer
Strafmassnahmen bezeichneten das aktuelle Strafrecht als "Kuscheljustiz" und wurden
daflr von ihren Gegnern als ,WutbUrger™ bezeichnet. Letztere hielten fest, es brauche
fur ein funktionierendes Rechtssystem keinen Ruckschritt in das Fehdewesen und in
die Lynchjustiz, vielmehr mussten die ausgesprochenen Strafen verhaltnismaéssig sein,
aber auch den Wunsch nach Bestrafung erfullen. Tragische Vorfélle in den vergangenen
Jahren hatten das Sicherheitsbedirfnis der Schweizer Bevdlkerung erhéht. Insgesamt
wurden haufig langere Freiheitsstrafen verhéangt. Da gleichzeitig die Bereitschaft zur
vorzeitigen Entlassung sank, Uberstieg der Bedarf an Gefangnisplatzen 2013 erstmals die
Kapazitat. Besonders prekédr war die Situation in der Westschweiz, wo die Auslastung
Uber 113% betrug.

Die komplexer werdenden Herausforderungen im Straf- und Massnahmenvollzug
erfordere eine verstérkte Zusammenarbeit der Kantone. Zu diesem Schluss gelangte ein
Bericht, den der Bundesrat in Beantwortung eines Postulats Amherd (cvp, VS) erstellt
hatte. Da jedoch keine Licken in der bestehenden Gesetzeslage entdeckt wurden, sah
der Bundesrat von der Schaffung eines Bundesgesetzes Uber den Straf- und
Massnahmenvollzug ab. Vielmehr ware eine verstarkte interdisziplindre und
interkantonale Zusammenarbeit notwendig. Diese sei besonders im Umgang mit
Risikostraftatern wichtig, da dieser einen Professionalisierungsschub bendtigte. Einen
ersten Schritt in die vorgeschlagene Richtung stellte die im Herbst 2013 von der KKJPD
beschlossene Schaffung eines Kompetenzzentrums Justizvollzug dar. *

In Erfillung der als Prifauftrag Gberwiesenen Motion Heim (sp, SO) verdffentlichte der
Bundesrat im Januar 2015 einen Bericht zur Eindammung der hauslichen Gewalt. Darin
wurden verschiedene Massnahmen gepruft, welche den Schutz fir Opfer von Gewalt
verbessern sollen. Nach aktueller Gesetzgebung kénnen Opfer einfacher
Kérperverletzung, wiederholter Tatlichkeiten sowie von Drohung oder Noétigung die
Sistierung und Einstellung des Strafverfahrens beantragen. Wenn dies freiwillig
geschieht, missen die Behérden dem Antrag stattgeben. Opfer héuslicher Gewalt falle
es schwer, den beschuldigten Partner oder die beschuldigte Partnerin strafrechtlich
verfolgen und verurteilen zu lassen. Diese Vermutung wird durch die hohe
Einstellungsquote von Strafverfahren, welche je nach Kanton zwischen 53 und 92
Prozent variiert, gestitzt. Um diese beunruhigenden Zahlen kiinftig senken zu kénnen,
solle der Strafverfolgungsbehdérde ein grosserer Ermessensspielraum zugesprochen
werden, so der Vorschlag des Bundesrats. Das Opfer wirde zwar noch immer angehort,
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die Verantwortung Uber die Sistierung, Einstellung oder Weiterfihrung des
Strafverfahrens lage jedoch kinftig bei den Behdrden. Ist die beschuldigte Person
wegen eines Delikts der héuslichen Gewalt vorbestraft, soll eine Sistierung des
Strafverfahrens in Zukunft zudem nicht mehr méglich sein.

Dazu seien einige Anpassungen im StGB noétig, welche zusammen mit der Umsetzung
der Motion Keller-Sutter (fdp, SG; Mo. 12.4025) vorgenommen werden sollen. Weitere
Massnahmen wie hohere Strafdrohungen bei bestimmten Gewaltdelikten oder eine
Beschrankung des néachtlichen Alkoholverkaufes im Detailhandel seien zudem im
Rahmen der Harmonisierung der Strafrahmen bzw. der Revision des Alkoholgesetzes
denkbar.

Motionarin und Nationalratin Bea Heim hatte urspringlich vorgeschlagen, dass eine
Einstellung des Strafverfahrens nur dann moglich sein soll, wenn der Tater ein
«Lernprogramm gegen Gewalt» besucht. Dadurch kénne eine Deeskalation bewirkt
werden und es bestehe die «Chance, dass die Familie in Frieden wieder
zusammenfinden kann», argumentierte sie im Gesprach mit der NZZ. Auf eine solche
Pflicht verzichtete der Bundesrat in seinem Vorschlag mit dem Argument, dass viele
Gewalttater trotz Besuch eines solchen Trainings rickfallig wirden. ®

In Erfullung eines Postulats von Nationalratin Natalie Rickli (svp, ZH) verdffentlichte der
Bundesrat im Juli 2015 seinen Bericht zur Verwahrungspraxis in der Schweiz. Der
Bericht basierte auf Daten des BFS, auf Erhebungen einer Arbeitsgruppe der KKJPD
sowie auf einer schriftlichen Umfrage bei den Kantonen. Er zeigte auf, dass seit dem
Inkrafttreten des neuen Sanktionenrechts im Januar 2007, gemaéss welcher eine
gefahrliche Person mit einer psychischen Stérung nur verwahrt werden darf, wenn eine
Therapie keinen Erfolg verspricht (Art. 64 StGB), die Anzahl verwahrter Personen
abgenommen hat. Waren Ende Dezember 2006 noch 229 Straftater und Straftaterinnen
verwahrt, schrumpfte diese Zahl in den néachsten sieben Jahren auf 144. 80
altrechtliche Verwahrungen wurden in diesem Zeitraum in eine stationadre Massnahme
nach Art. 59 StGB umgewandelt. Der Nationalrat schrieb das Postulat im Sommer 2016
ab.°

Ein 2013 Uberwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH) hatte vom Bundesrat gefordert, zu prifen,
wie das Opferhilfegesetz angepasst werden kénnte, um den Opferschutz von Kindern
zu starken. Anstatt einen eigenen Bericht zu verfassen, verwies der Bundesrat auf eine
Studie des Instituts fur Strafrecht und Kriminologie der Universitat Bern, die Ende 2015
veroéffentlicht worden war. Die Autoren der Studie kamen zum Schluss, dass kein
gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, dem Anliegen jedoch im Vollzug mehr
Beachtung geschenkt werden sollte. Der Bundesrat erachtete das Anliegen des
Postulats damit als erfullt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat folgte
diesem Antrag im Juni 2017 und schrieb den Vorstoss ab. ’

Mit der Annahme einer Motion der RK-NR im Herbst 2016 hatten die eidgendssischen
Réte den Bundesrat beauftragt, einheitliche Bestimmungen zum Strafvollzug bei
gefahrlichen Tatern festzulegen. Infolgedessen analysierte das Bundesamt fur Justiz in
Zusammenarbeit mit der KKJPD die kantonalen Vollzugspraktiken und erarbeitete
Vorschlage fur verschiedene gesetzgeberische Massnahmen. Der entsprechende
Bericht wurde im November 2018 am ersten Forum des Schweizerischen
Kompetenzzentrums fur den Justizvollzug (SKJV) in Freiburg vorgestellt. In vier
Bereichen wurden uneinheitliche Systeme oder Funktionsweisen als moglicherweise
problematisch  erkannt: bei den Fachkommissionen zur Beurteilung der
Gemeingefahrlichkeit, beim Risikomanagement, beim Informationsaustausch zwischen
allen Beteiligten sowie beim Verfahren zur nachtraglichen Anordnung oder Anderung
einer Sanktion bzw. zur Verlangerung einer Massnahme. Der bedeutendste
Neuerungsvorschlag sieht die Schaffung einer Aufsichtsmassnahme als Zwischenform
zwischen einer therapeutischen und einer sichernden Massnahme - z.B. einer
Verwahrung - vor, die nach Ende der Sanktion bei gefédhrlichen Straftdtern mit
erhohtem Ruckfallrisiko angeordnet werden kénnte. Damit soll verhindert werden, dass
gefahrliche Straftater am Ende der Sanktion ohne Vorbereitung, Betreuung oder
Auflagen freigelassen werden, falls das Gericht einen Antrag auf nachtragliche
Anordnung oder Anderung der Sanktion bzw. Verldngerung der Massnahme ablehnt. ®
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Im Auftrag der GPK-SR evaluierte die Parlamentarische Verwaltungskontrolle die
Anwendungspraxis von DNA-Analysen in Strafverfahren sowie die Aufsichtsfunktion des
Fedpol Uber die Koordinationsstelle, die die DNA-Datenbank betreibt, und tber die
DNA-Analyselabors. Wahrend die PVK die Anwendung der DNA-Analyse schweizweit und
unter Berucksichtigung der verschiedenen Deliktarten als zweckmassig und angemessen
erachtete, stellte sie diesbezlglich unangemessene Unterschiede zwischen den
Kantonen fest, die weder mit der Anzahl der in den Kantonen geflihrten Strafverfahren
noch mit der kantonalen Kriminalitdtsentwicklung erklart werden konnten. Die
Auslagerung des operativen Betriebs der DNA-Datenbank CODIS an eine externe
Koordinationsstelle bezeichnete die PVK hingegen als zweckmassig und die Ansiedlung
derselben am Institut fir Rechtsmedizin (IRM) der Universitat Zirich habe sich bewéahrt.
Gleichzeitig kritisierte sie aber, dass das Fedpol den Auftrag an das IRM Zurich seit der
Vergabe im Jahr 2000 nie mehr Uberprift habe. Zu den Aufgaben der
Koordinationsstelle gehdre zudem die formelle Interessenvertretung der DNA-
Analyselabors gegentber dem Fedpol; diese kdnne das IRM, da es selbst auch ein DNA-
Analyselabor sei, jedoch nicht unabhéngig wahrnehmen. Uberdies hinterfragte die PVK
die Zuteilung und insbesondere die Finanzierung weiterer, nicht formell vorgesehener
Auftrage an die Koordinationsstelle, wie beispielsweise die Beratung des Fedpol in
fachlichen Fragen. Als potenziell problematisch beurteilte die PVK schliesslich die
Delegation der Aufsicht Uber die DNA-Analyselabors an die Schweizerische
Akkreditierungsstelle (SAS), die auch fur die Akkreditierung der DNA-Labors zusténdig
ist. Weil die Begutachtung flir die Akkreditierung im Sinne eines Peer-Review-
Verfahrens unter Mitwirkung der anerkannten Labors erfolge, habe das Fedpol seine
Kontrollfunktion damit zum Teil an die zu kontrollierenden Labors delegiert, womit die
Aufsicht nicht unabhéngig sei. In der Praxis hatten sich hier jedoch bis anhin keine
konkreten Probleme gezeigt, relativierte die PVK.

Gestutzt auf die Evaluation der PVK formulierte die GPK-SR in ihrem Bericht vom 27.
August 2019 vier Empfehlungen fir administrative Anpassungen an den Bundesrat.
Erstens regte die GPK-SR an, dass der Bundesrat zusammen mit den Kantonen prife,
wie die Anwendungspraxis in den Kantonen starker harmonisiert und allenfalls dem
Fedpol eine starkere Steuerungsfunktion zuerkannt werden koénnte. Die
Rechtsgleichheit gebiete, dass es bei einem Grundrechtseingriff wie einer DNA-Probe
nicht darauf ankommen durfe, in welchem Kanton diese angeordnet werde. Zweitens
forderte die GPK den Bundesrat auf, die Vergabe des Auftrags an die
Koordinationsstelle periodisch zu Uberprifen und gegebenenfalls neu zu beurteilen
oder auszuschreiben. Drittens musse der Bundesrat dafir sorgen, dass die
Unabhéngigkeit der Koordinationsstelle sowie die unabhangige Interessenvertretung
der DNA-Analyselabors gegentber dem Bund jederzeit gewahrleistet seien. Viertens
forderte sie vom Bundesrat eine Prifung, mit welchen Massnahmen die Unabhangigkeit
der Aufsicht Uber die DNA-Analyselabors gestarkt werden kénne sowie ob die SAS als
Aufsichtsorgan geeignet ist. ?

Im Nachgang des Vierfachmords von Rupperswil 2015 und des anschliessenden,
aufsehenerregenden Strafverfahrens hatten die eidgendssischen Rate mit der
Uberweisung zweier Postulate Caroni (fdp, AR; Po. 18.3530) und Rickli (svp, ZH; Po.
18.3531) verlangt, dass der Bundesrat prift, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden kénnte. In Erfullung dieser beiden Postulate legte der Bundesrat im
November 2020 einen Bericht iliber die Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe fiir
besonders schwere Straftaten vor. Er kommt darin zum Schluss, dass bei der
lebenslangen Freiheitsstrafe kein dringender Handlungsbedarf, aber
Verbesserungspotenzial bestehe. Die beiden gleichlautenden Postulate hatten drei
konkrete Ansatzpunkte vorgeschlagen, die der Bundesrat aus unterschiedlichen
Grinden ablehnte. Den ersten Vorschlag, eine bedingte Entlassung erst nach 25 oder
30 Jahren - anstatt wie heute nach 15 Jahren - zuzulassen, erachtete er als eine zu
drastische Verscharfung, die nicht mehr in einem sinnvollen Verhéltnis zu den tbrigen
Strafdrohungen stinde, weshalb sehr weitreichende Anpassungen im Strafrecht
notwendig wlrden, um dieses Verhéltnis wiederherzustellen. Eine moderate Erhéhung
des unbedingt zu vollziehenden Strafteils hielt die Regierung jedoch flr prufenswert,
um die lebenslange Strafe besser von der hdchsten zeitigen Freiheitsstrafe von 20
Jahren (Prifung einer bedingten Entlassung nach 13,3 Jahren) abzugrenzen. Den
zweiten Vorschlag, die bedingte Entlassung bei einer lebenslangen Freiheitsstrafe vollig
auszuschliessen, lehnte der Bundesrat als verfassungswidrig ab, weil die regelméssige
Uberpriifung des Freiheitsentzugs grundrechtlich garantiert sei. Vom dritten Vorschlag,
der Abschaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe zugunsten léangerer zeitiger Strafen,
wollte der Bundesrat ebenfalls absehen, weil er darin keine Uberwiegenden Vorteile
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erkennen konnte. Stattdessen zeigte er sich bereit, das Verhéltnis von lebenslanger
Freiheitsstrafe und Verwahrung zu vereinfachen und die ausserordentliche bedingte
Entlassung, die bei einer lebenslangen Freiheitsstrafe bereits nach 10 Jahren maoglich
wére, der in der Praxis aber ohnehin keine Bedeutung zukomme, abzuschaffen. ™

Privatrecht

Ende Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat den Bericht <«Evaluation der
Bestimmungen im Zivilgesetzbuch zu Zwangsheiraten und Minderjahrigenheiraten>.
Der Bericht war vom Parlament durch die Annahme eines Postulats Arslan (basta, BS) in
Auftrag gegeben worden. Wéhrend der Bundesrat bei den Zwangsheiraten kein
gesetzgeberisches  Verbesserungspotenzial erkannte, ortete er bei den
Minderjahrigenheiraten Handlungsbedarf: Gemaéass geltendem Recht kann eine im
Ausland geschlossene Ehe mit einer minderjéhrigen Person nur bis zu deren 18.
Geburtstag in der Schweiz als ungultig erklart werden. Diese Frist sei zu kurz, stellte der
Bundesrat im Bericht fest. Die Klagefrist soll neu bis zum 25. Geburtstag erstreckt
werden, um Betroffenen genug Zeit zu geben, ihre Situation zu Uberdenken und die
notwendigen Schritte flr eine Unglltigerklarung der Ehe zu veranlassen. Der Bundesrat
beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung einer entsprechenden Gesetzesdnderung. "

Grundrechte

Im Frihling 2015 besuchte eine Delegation des Anti-Folter-Ausschusses verschiedene
Einrichtungen des Freiheitsentzuges der Schweiz und fuhrte Gespréache mit
inhaftierten Personen. Im daraus hervorgegangenen Bericht zu den Schweizer
Gefangnissen  formulierte  sie  anschliessend  verschiedene  Empfehlungen,
Beobachtungen und Fragen. Der Ausschuss kam zum Schluss, dass Gefangene in der
Mehrheit der Einrichtungen korrekt behandelt und unter sehr guten Haftbedingungen
leben wirden. Gegenlber der Haftanstalt Champ-Dollon (GE) wurde die Kritik
geaussert, dass diese seit der letzten Evaluation weiterhin stark Uberbelegt sei. Laut
Aargauer Zeitung sei dies insbesondere deshalb problematisch, da Forschende kurz
zuvor erstmals einen Zusammenhang zwischen der Uberbelegung und der Zahl der
Selbstmordversuche im «berlchtigten Genfer Gefangnis» nachgewiesen hatten.
Handlungsbedarf legte der Bericht des Anti-Folter-Ausschusses zudem bei der
Unterbringung von Gefangenen mit schweren psychischen Stérungen offen. Diese seien
noch immer héaufig in Hochsicherheitstrakten untergebracht, wirden isoliert und
hatten nur beschrénkt Zugang zu Therapiemassnahmen. In polizeilichen Einrichtungen
im Kanton Genf berichteten Betroffene von Polizeigewalt und Misshandlungen. Darlber
hinaus wirde festgenommenen Personen in einigen polizeilichen Anstalten das Recht,
Angehorige zu informieren, gar nicht oder erst nach Verstreichen von Stunden gewahrt.
Von ahnlichen Umsténden berichtete auch die NZZ im September 2016: Im Gegensatz
zum Strafvollzug gelte fur Inhaftierte in einigen Einrichtungen der Untersuchungshaft
ein Telefon-Verbot, sie hatten keine Sport- und Arbeitsmdglichkeiten und sassen bis zu
23 Stunden am Tag in der Zelle. Personen in Untersuchungshaft, fir welche die
Unschuldsvermutung gilt, wurden hierzulande teilweise schlechter behandelt als
verurteilte Straftater, schloss der Artikel der NZZ. Hinzu komme, dass aufgrund der
Uberbelegung in Schweizer Geféngnissen viele verurteilte Personen in der eigentlich fir
kurzfristige Aufenthalte konzipierten Untersuchungshaft langere Zeit auf einen
Haftplatz warten missten (Blick am Sonntag und St. Galler Tagblatt).

Zum Bericht der Anti-Folter-Kommission nahm der Bundesrat zusammen mit den
Kantonen im Juni 2016 ausfihrlich Stellung und flhrte zahlreiche Massnahmen zur
Verbesserung des Schutzes von Personen im Freiheitsentzug auf. So sollen
Misshandlungen strikter geahndet sowie verstarkt in der Aus- und Weiterbildung
thematisiert werden. Um sowohl der Uberbelegung in Strafvollzugsanstalten als auch
der nicht angemessenen Unterbringung von Personen mit schweren psychischen
Stérungen entgegenzuwirken, sei die Entstehung neuer Strafvollzugsanstalten bzw.
zusatzlicher spezieller Haftplatze bereits in Planung. Der Bundesrat gab in seiner
Stellungnahme zudem Auskunft zu den Beschéftigungs- und Kontaktméglichkeiten in
verschiedenen Einrichtungen des Schweizer Freiheitsentzugs und begrindete das
teilweise kleine Angebot mit dem Mangel an Personal- und Infrastrukturkapazitaten. ™

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BERICHT
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

BERICHT
DATUM: 10.12.2021
LENA BALTISSER

In der Sommersession 2021 schrieb der Nationalrat auf Antrag des Bundesrats ein
Postulat der WBK-NR zur Umsetzung und Einhaltung der Anhdrungsrechte von Kindern
gemass Artikel 12 der UNO-Kinderrechtskonvention (KRK) in der Schweiz ab.

Der Bundesrat hatte zur Erflllung dieses Anliegens im September 2020 einen
Postulatsbericht verdffentlicht. Darin kam er - basierend auf einer dem SKMR in Auftrag
gegebenen Studie - zum Schluss, dass der Artikel 12 der KRK in der Schweizer
Gesetzgebung klar geregelt sei. Einzig in der Praxis gebe es noch Handlungsbedarf. Der
Artikel beziehe sich némlich nicht ausschliesslich auf die Anhérung des Kindes in
Verfahren, sondern auf viele weitergehende Formen der Partizipation. So solle dem
Kind umfassend das «Recht auf Information, auf Anwesenheit, auf freie
Meinungsbildung und -&usserung, auf Berucksichtigung seiner Meinung sowie auf
Vertretung» gewahrleistet werden. Aus diesem Grund brauche es Massnahmen sowohl
auf Bundes- als auch auf Kantonsebene, um eine breitere Umsetzung des Artikel 12 zu
fordern. Insgesamt 11 der 28 Empfehlungen, welche das SKMR an den Bund und die
Kantone gerichtet hatte, prifte der Bundesrat in seinem Bericht ausfuhrlich. Er kam
zum Schluss, dass das Verbesserungspotenzial zur Umsetzung der KRK nicht primér auf
Bundesebene bestehe, sondern vielmehr bei der «Information und Sensibilisierung von
betroffenen Kreisen». Dazu wolle er kantonale Initiativen im Rahmen seiner
Kompetenzen weiterhin unterstitzen und den gesetzgeberischen Handlungsbedarf
bezlglich der fursorgerischen Unterbringung von Minderjahrigen naher evaluieren.
Darlber hinaus setze er sich daflr ein, die interdisziplindre Zusammenarbeit mit den
Kantonen fir die Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Gesundheitsbereich
verstarkt zu férdern. In den Ubrigen Bereichen auf Bundesebene seien die
Empfehlungen bereits mehrheitlich umgesetzt und deshalb keine neuen Strategien
notig. ©

In Erflllung eines Postulats Caroni (fdp, AG) verdffentlichte der Bundesrat Ende 2021
einen Bericht zur rechtlichen Ungleichbehandlung von Frauen und Mannern im
Bundesrecht. Der Bundesrat hatte dazu ein Rechtsgutachten zu direkter
Ungleichbehandlung der Geschlechter in den neun Banden des Landesrechts erstellen
lassen. Eine direkte Ungleichbehandlung wurde dabei als bundesrechtliche Regelung
definiert, welche nur ein Geschlecht betrifft oder in welcher die Geschlechter nicht
gleich behandelt werden. Unterschieden wurde dabei in gerechtfertigte und nicht
gerechtfertigte Ungleichbehandlung - eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung
verstosse gegen das Grundrecht der Gleichstellung von Mann und Frau in der BV.

Der Bundesrat erachtete die meisten Ungleichbehandlungen aufgrund von biologischen
und funktionalen Unterschieden oder zur Verwirklichung der tatsachlichen
Gleichberechtigung als gerechtfertigt. So seien beispielsweise verschiedene
Regelungen im Bereich von Schwangerschaft und Mutterschaft biologisch und
funktional bedingt und somit weitgehend gerechtfertigt. Weiter seinen
geschlechtsspezifische Unterschiede im Asylwesen, bei der Férderung von Frauen im
Sport und in der Forschung oder aufgrund des Fokus auf Frauen mit einer Behinderung
in den Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen fir Menschen mit
Behinderungen angemessen und tragbar. Im Strafrecht seien beispielsweise der
Schwangerschaftsabbruch, die weibliche Genitalverstimmelung oder Kindstétung zu
Recht nur auf Frauen bezogen. Ebenfalls als gerechtfertigt erachtete der Bundesrat die
primare Anknipfung an der Mutter zur Entstehung des Kindsverhaltnisses. Hier lag die
einzige Unstimmigkeit zwischen dem Bundesrat und dem externen Rechtsgutachten,
welches diesen Unterschied als ungerechtfertigt erachtete.

Es gebe aber durchaus einige ungerechtfertigte Unterschiede in bundesrechtlichen
Regelungen, erklarte der Bundesrat; diese bedingten méglicherweise eine Anpassung.
Nicht gerechtfertigt sei die ausschliessliche Dienstpflicht in der Armee fir Manner,
zudem konnten das unterschiedliche Rentenalter, die Unterschiede zwischen Witwen-
und Witwerrenten, oder die Definition von Vergewaltigung, die nur Frauen als Opfer
zulasst, als diskriminierend gewertet werden.

Schliesslich unterstrich der Bundesrat die Bedeutung der Férderung der Gleichstellung
von Mann und Frau, zu welcher eben auch die rechtliche Gleichberechtigung gehoére. So
habe die Gleichstellungsstrategie 2030 unter anderem zum Ziel,
geschlechterdiskriminierende Regelungen im Bundesrecht zu Uberarbeiten. Der
Bundesrat wies zudem darauf hin, dass verschiedene Geschéafte und Reformen hangig
seien, durch welche rechtliche Ungleichbehandlungen zwischen Mann und Frau
wegfallen kénnten. So seien neue Modelle der Dienstpflicht und die obligatorische
Teilnahme von Frauen am Orientierungstag der Armee in Prufung, die Revision des
Sexualstrafrechtes sei in der Vernehmlassung und die Reform «AHV 21» kdénnte eine
Angleichung des Rentenalters etablieren. ™
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BERICHT
DATUM: 24.05.2017
MARC BUHLMANN

BERICHT
DATUM: 13.03.2001
FRANCOIS BARRAS

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Im Bericht zur Erflllung des Postulats Reynard (sp, VS), der die Jugendsession starken
mochte, sprach sich der Bundesrat fur den Status Quo aus. Die Jugendsession entstand
1991 im Rahmen der damaligen 700-Jahr-Feier zur Grindung der Schweiz als Jugendtag
und wurde seit 1993 regelmassig durchgefihrt, wobei sich die Organisation des
Anlasses laufend professionalisierte. Seit 2013 findet die Jugendsession als mehrtagiger
Anlass in Bern statt. In der Regel melden sich mehrere Hundert interessierte
Jugendliche, von denen nach Kanton, Geschlecht, Alter und sozialem Hintergrund
moglichst reprasentativ 200 Personen eingeladen werden. In Gruppen werden Themen
vorbereitet und zum Abschluss im Nationalratssaal im Plenum diskutiert. Eine nationale
Wah! eines Jugendparlaments wurde zwar schon diskutiert, aber als zu aufwéandig
befunden. Ein 20-kopfiges, an die SAJV angegliedertes Organisationskomitee
ehemaliger Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist fur Vorbereitung und Durchfihrung
zustandig. Der Bund unterstutzt die Jugendsession finanziell und gewahrt Gastrecht im
Bundeshaus. Der Jugendsession stehen verschiedene Instrumente zur Verfligung, um
den politischen Prozess zu beeinflussen, wobei mit Ausnahme der Petition alle lediglich
informeller Art sind (z.B. einfacherer personlicher Kontakt mit Parlamentarierinnen und
Parlamentariern). Petitionen wurden bisher 123 eingereicht, wobei 15 von den Réten als
Postulat GUbernommen wurden.

Einem Ausbau der Antragsrechte - etwa in Form einer Jugendmotion oder einer
Volksmotion - begegnet der Bundesrat laut Bericht skeptisch. Er betont, dass das
Jugendparlament hinsichtlich politischer Bildung und Partizipation eine bedeutende
Rolle spiele und die finanzielle Unterstitzung damit mehr als berechtigt sei. Die
Meinungen und Ideen der Jugendlichen wirden zwar nicht unmittelbar, aber tUber die
Jahre in den politischen Prozess einfliessen. Deshalb sei der Erfolg auch nicht an der
Anzahl erfolgreicher Petitionen zu messen. Aber auch aus staatspolitischen und
verfassungsrechtlichen Grinden sei eine institutionelle Starkung nicht der richtige
Weg. Letztlich sei es Aufgabe des Parlaments, Uber die Bedeutung von Eingaben zu
entscheiden. Einer verstarkten informellen Zusammenarbeit zwischen Jugendlichen
und Parlamentsmitgliedern stehe ebenfalls nichts im Weg.

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le parlement a pris acte du rapport de la délégation suisse aupres de I'Assemblée
parlementaire du Conseil de I'Europe. Dans leur présentation, les délégués ont mis
|"accent sur les principaux themes de leurs travaux: démocratie et droits de I'homme,
cohésion sociale, développement et consolidation de la stabilité démocratique en
Europe de I'Est et protection des diversités culturelles. En outre, le gouvernement a
annoncé sa volonté de ratifier d’ici la fin de la magistrature 2003 la Convention pénale
que le Conseil de I'Europe consacre a la lutte contre la corruption. Celle-ci entend
harmoniser les normes pénales des Etats membres et simplifier la coopération
internationale. Le texte devrait permettre de combler quelques lacunes du droit suisse,
notamment en matiere de répression de la corruption passive de fonctionnaires
étrangers.

Infrastruktur und Lebensraum
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BERICHT
DATUM: 31.03.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

BERICHT
DATUM: 17.11.2004
MARIANNE BENTELI

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Der Bundesrat veroffentlichte Ende Mérz 2021 einen Bericht in Erflllung des Postulates
Aebischer (sp, BE) «Anpassung der Bussen bei Blaulichtfahrern im Notfalleinsatz>». Um
die im Postulat gestellten Fragen zu beantworten, hatte der Bundesrat ein
Rechtsgutachten erstellen lassen. Dieses kam zum Schluss, «dass die bestehenden
gesetzlichen Grundlagen genlgten, damit verhéltnisméssige Verkehrsregelverletzungen
von Fdhrerinnen und Fihrern von Dienstfahrzeugen im Notfalleinsatz nicht bestraft
wirden und auch kein FlUhrerausweisentzug erfolge». Lediglich beim so genannten
«Rasertatbestand» hatten die Gerichte das Mindeststrafmass bislang grundsatzlich
nicht unterschritten. Daher moéchte der Bundesrat dieses Thema im Rahmen der
anstehenden Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes aufgreifen. Gemass Vorschlag
des Bundesrates soll bei einer grossen Tempolimitiberschreitung nicht mehr
automatisch ein Delikt wegen Raserei vorliegen; die Gerichte mussten dies im Einzelfall
entscheiden kénnen. Zudem durfe der Rasertatbestand nicht zur Anwendung kommen,
wenn kein hohes Risiko eines gravierenden Unfalls vorlag oder wenn die
Tempolberschreitung auf Fahrlassigkeit zurlckgefuhrt werden kann. Auch soll bei
einem festgestellten Rasertatbestand keine Mindestfreiheitsstrafe mehr verhéngt
werden. Schliesslich werde bei der SVG-Teilrevision auch vorgeschlagen, dass die
zustandigen Instanzen bei der Beurteilung von grundlegenden Verkehrsibertretungen
im Rahmen von Einsétzen in jedem Fall eine Strafmilderung vorsehen sollen, damit der
besonderen Lage bei Blaulichtfahrten Rechnung getragen werden kénne.

Sozialpolitik

Bevélkerung und Arbeit
Arbeitnehmerschutz

Nach Ansicht des Bundesrates, der burgerlichen Parteien, der Arbeitgeber in Industrie
und Gewerbe und der meisten Kantone soll der Sonderschutz fiir Jugendliche am
Arbeitsplatz auf 18 Jahre gesenkt werden. Das Schutzalter ist heute im Arbeitsgesetz
fur jugendliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf 19 Jahre und fur Lehrlinge
auf 20 Jahre festgelegt. Bis zu diesem Alter haben sie Anspruch auf langere Ruhezeiten
und durfen nicht fir Nacht- und Sonntagsarbeit eingesetzt werden. Die Beflrworter
argumentierten, die Herabsetzung des Schutzalters auf 18 Jahre bringe mehrere
Vorteile mit sich: Erstens stimme es mit der zivilrechtlichen Volljahrigkeit Gberein und
entspreche dem Schutzalter im européaischen und internationalen Recht. Ausserdem
wirde ein auf 18 Jahre festgelegtes Schutzalter erlauben, die Schutzmassnahmen fur
jugendliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gezielter und strenger zu gestalten,
da diese Massnahmen auf einen engeren Personenkreis anwendbar waren. Schliesslich
kénnten junge Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie Erwachsene eingesetzt
werden, was ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhohe. Linke Parteien,
Gewerkschaften, Jugendverbadnde und die Kirchen lehnten die Gesetzesdnderung
kategorisch ab. Sie argumentierten, die Schweiz kénne wegen ihres dualen
Bildungssystems, welches die praktische Ausbildung am Arbeitsplatz mit dem Besuch
der Berufsschule verbindet, nicht mit anderen Landern verglichen werden. SGB-
Président und Nationalrat Rechsteiner(sp, SG) stellte die Vorlage in den Zusammenhang
mit der angestrebten Lockerung des Sonntagarbeitsverbots im Detailhandel und drohte
mit dem Referendum. ®
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar - damals noch als Epidemie
eingestuft - erreichte und seither in Atem halt. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemaéss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenlber
den Kantonen sowie die Verantwortung fir die Krisenbewaltigung Gbernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung Uber «Massnahmen zur Bekampfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit Gber 1"000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. Marz in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikolandern einschrankte und das Zusammenkommen von Uber 100
Personen untersagte.

Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkiindete der Bundesrat am 16. Marz die ausserordentliche Lage gemass
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin gentgend freie
Betten in Krankenhdusern  garantieren zu kénnen.  Abgesehen  von
Lebensmittelgeschaften und Gesundheitseinrichtungen mussten séamtliche Léaden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Offentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Préasenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevélkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn moglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren - was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte -, waren die Devise. Die Grenzen zu samtlichen noch offenen
grossen Nachbarlandern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurtuck ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Riuckholaktionen von im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Birgern, an der sich
auch die Rega beteiligte.

Am 20. Maérz reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrésse von
offentlichen Versammlungen weiter auf funf Personen. Da die Spitéler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchfihrung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungenl, was dazu flihrte, dass die Spitéler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu kénnen.

Am 8. April verlangerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kindigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation wéhrend den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurlickgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.

Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekdampfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermdglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudampfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschafte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Rate in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern wunter anderem noch Differenzen bezlglich des
eigenstandigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezuglich der Ausbildungsbeitrage durch die Kantone.

Weiter ermdglichten die beiden Rate in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
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beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermoglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschaft
und hiess die entsprechende Anderung am BetmG gut.

Im Spatsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es musse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der Offentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot flr Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstitze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte.

Wahrend in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten  Olympischen  Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorladufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. Mérz (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgefihrt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dampfen, sagte der Bundesrat am 20. Marz der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Halfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Halfte als A-fonds-perdu-Beitrage an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Sténderat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket fur den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. fur den Spitzensport und CHF 200 Mio. fur den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren kénnen sollen.

Nicht nur fir die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch fir die Schweizer
Bevolkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei wirden aber nicht
alle Bevolkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit flur
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstitzungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Hohe von CHF 1'000 beinhalteten, fur armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemass Medien verstéarkten Ungleichheiten in
der Bevdlkerung wurden insbesondere anhand der teilweise Uber einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zurich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen kénnen, sowie Auslanderinnen und Ausléander mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezogen.

Bereits im Vorjahr - also noch vor der Pandemie - hatte der Standerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines flinfjahrigen Monitoring-
Zyklus zur Préavention und Beké&mpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umsténde, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veroffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren -
sprich im Frihjahr und im Herbst -, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte Uber alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Wahrend sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist fr den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
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BERICHT
DATUM: 21.02.2018
JOELLE SCHNEUWLY

BERICHT
DATUM: 30.04.2021
VIKTORIA KIPFER

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
MARLENE GERBER

Medienpréasenz hingegen sehr gering aus. "

Gesundheitspolitik

In Erfullung eines Postulats Regazzi (cvp, TI) veréffentlichte der Bundesrat im Februar
2018 einen Bericht zur Priifung der Grundlagen zur Sexualaufklarung der Stiftung
Sexuelle Gesundheit Schweiz (SGCH). Eine interdisziplindre Expertengruppe, welche
das BAG eingesetzt hatte, habe die ihr von PHS und Swiss TPH vorgelegte Synthese aus
wissenschaftlicher Literatur, Interviews mit Fachpersonen und Gruppendiskussionen
diskutiert, bewertet und erganzt. Basierend darauf habe sie einen Expertenbericht
verfasst. Dieser betone die wissenschaftlich fundierten Grundlagen der SGCH und die
weitreichende Unterstltzung der Stiftung durch Fachpersonen. Vorhandene Kritik sei
lediglich auf Gruppen mit «wertkonservativer Grundhaltung» zurtckzufihren. Die
inhaltlichen Schwerpunkte der Lehrplane und die Entwicklung der Sexualaufklarung
gingen zu einem grossen Teil mit internationalen Empfehlungen einher. Insgesamt
wirden die Arbeiten der Stiftung folglich gestutzt. Zudem sei die SGCH bezuglich
Programmumsetzung und Sexualaufkléarung eine wichtige Partnerin des BAG. Im Juli
2019 wurde das Postulat im Rahmen der Behandlung des Berichts des Bundesrates Uber
Motionen und Postulate der eidgendssischen Rate 2018 abgeschrieben. ?°

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Ende November 2020 publizierte der Bundesrat in Erflllung eines Postulats Rickli (svp,
ZH) einen Bericht liber die Massnahmen gegen die weibliche Genitalverstiimmelung. In
diesem Bericht wird unter anderem hervorgehoben, dass es unklar sei, ob und in
welchem Ausmass weibliche Genitalverstimmelung in der Schweiz stattfindet. Die
Forderung nach einer diesbezlglichen Verscharfung des Strafrechts lehnte die
Regierung ab. Wahrend sie die Wichtigkeit des expliziten Straftatbestandes der
weiblichen Genitalverstimmelung (Art. 124 StGB) aus dem Jahre 2012 hervorhob,
betonte sie, dass ein erhdhtes Mass an strafrechtlicher Verfolgung gesundheitliche
Konsequenzen fur Betroffene mit sich ziehen kdénne. Denn diese ndhmen unter
Umstanden aus Angst vor Strafen keine medizinische Versorgung in Anspruch. Des
Weiteren verflige die Schweiz bereits Uber eine hinreichende Strafverfolgung bei
weiblicher Genitalverstimmelung, welche gar weiter gehe als bei anderen européischen
Migrationszielstaaten. Zudem betonte der Bundesrat, dass die weibliche
Genitalverstimmelung oftmals eng an ein entsprechendes Wertesystem gekoppelt sei
und deshalb eine Revision des Strafrechts alleine nicht zu einem Umdenken der
Betroffenen fuhren kénne.

Stattdessen empfahl er, sich vermehrt auf die Préaventionsarbeit innerhalb betroffener
Migrationsgruppen zu fokussieren. Dies sehe unter anderem die Sensibilisierung
bestimmter Berufsgruppen vor, die mit potenziell bedrohten Frauen und Madchen in
Kontakt kommen, und verlange insbesondere nach interdisziplindrer Zusammenarbeit
der Behdrden. Des Weiteren sah der Bundesrat eine «bedarfsgerechte medizinische
Versorgung der betroffenen Médchen und Frauen» in Form von Folgebehandlungen
nach einer Genitalverstimmelung vor.

Ende April 2021 beriet die RK-NR die Harmonisierung der Strafrahmen (BRG 18.043) zu
Ende und beflrwortete die Revision in der Gesamtabstimmung mit 16 zu 7 Stimmen (1
Enthaltung). Wahrend den Beratungen kam die Kommissionsmehrheit unter
Kenntnisnahme des Berichts des Bundesrats zum Schluss, dass der bestehende
Tatbestand der weiblichen Genitalverstimmelung momentan keiner Veranderung
bedarf.

Im Rahmen der Beratungen zum Bericht Uber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Rate im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2021
ein Postulat Rickli (svp, ZH) als erfiillt ab, das einen Bericht iiber Massnahmen gegen
die weibliche Genitalverstiimmelung gefordert hatte. Ein entsprechender Bericht war
im November 2020 erschienen. ?
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BERICHT
DATUM: 29.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

BERICHT
DATUM: 08.12.2017
SOPHIE GUIGNARD

BERICHT
DATUM: 11.12.2020
VIKTORIA KIPFER

Familienpolitik

En mars 2017 le Conseil fédéral a publié un rapport intitulé "Premieres expériences
avec le nouveau droit de la protection de l'enfant et de I'adulte". Il répondait a
plusieurs objets: 1) le postulat concernant les colits de |"aide sociale de la députée
Schneeberger (14.3776) 2) la demande d'un premier état des lieux demandé par le
groupe socialiste (14.3891) sur le remplacement des autorités de tutelle par les APEA 3)
le postulat Vitali (14.4113) visant & trouver des solutions pour améliorer les pratiques de
I'Autorité de protection de I'enfant et de I'adulte et enfin 4) le rapport demandé par
Silvia Schenker (15.3614) sur les délais de recours dans le cadre du droit a la protection
de I'enfant et de I'adulte.

Le nouveau droit de la protection de I'enfant et de I'adulte, entré en vigueur en janvier
2013 a fait I'objet de plusieurs critiques, notamment canalisées par les postulats
mentionnés ci-dessus. Le rapport du Conseil fédéral se contente dans le présent
rapport de présenter quelques éléments de réponse aux interrogations des
parlementaires en ce qui concerne le nombre de dossiers et les colts qui en découlent,
le droit de recours et l'implication des communes, la prise en considération des
proches, |'adaptation des délais de recours, le signalement de personnes en danger
ainsi que la dispense de certaines obligations pour les proches. Le rapport se conclut
sur une note positive, prenant en compte le fait que I'application d'une révision aussi
vaste ne va pas sans poser quelques difficultés dans les premiers temps. Le besoin de
|égiférer au niveau fédéral reste donc minime. Cependant, l'intégration des proches
dans les procédures de I'APEA et la prise en compte de leurs rbles et besoins dans le
cadre de curatelle et de placement d'enfant ainsi que la procédure a suivre en cas de
signalement de personne en danger sont au programme pour les législateurs. %

En décembre 2017 a paru le rapport du Conseil fédéral au sujet de la garde alternée.
L'Université de Genéve a été mandatée pour conduire une étude interdisciplinaire sur
les implications juridiques, psychologiques, sociales et au niveau de la politique de la
famille de la garde alternée des enfants suite a un divorce. La premiere partie du
rapport parvient a la conclusion que la décision du législateur de ne pas faire de la
garde alternée le modeéle prioritaire est juste. En effet, les conditions matérielles et
structurelles ne sont pas toujours réunies pour que cette solution soit optimale pour
les enfants et leurs parents. Ceci mene a la conclusion de la seconde partie, qui estime
que le dispositif 1égal actuel permet de répondre aux questions que pose la recherche
de solutions individualisées pour la garde des enfants suite a un divorce. De plus,
|'accompagnement interdisciplinaire des parents divorcés comme il est offert dans
certains cantons semble étre une ressource importante, que le Conseil fédéral entend
encourager. %*

Der Bundesrat veroffentlichte im Dezember 2020 in Erflllung des Postulats Ruiz (sp,
VD) einen Bericht Uber illegale Adoptionen von Kindern aus Sri Lanka. Unter anderem
wurde die ZHAW im Rahmen des Postulats Ruiz damit beauftragt, eine historische
Analyse und Aufarbeitung der Adoptionen aus Sri Lanka zwischen 1973 und 1997
durchzufiuhren. In diesem Zeitraum wurde rund 950 Kindern aus Sri Lanka eine
Einreisebewilligung erteilt, wéhrend zwischen 1979 und 1997 881 Kinder mit sri-
lankischer Staatsburgerschaft in der Schweiz adoptiert wurden. 1981 kamen jedoch
erste Zweifel an der Rechtmassigkeit dieser Adoptionen auf, als die Schweizer
Botschaft in Colombo die Bundesbehdrden mit sri-lankischen Zeitungsartikeln, die
rund 90 Prozent der auslandischen Adoptionen als rechtswidrig einstuften,
konfrontierte. Diese rechtswidrigen Praktiken umfassten unter anderem fehlende oder
gefalschte Dokumente der adoptierten Kinder, die Kommerzialisierung von Adoptionen
durch Vermittlungsstellen und die Ausbeutung armer Frauen in Sri Lanka. Diese
Erkenntnisse fuhrten jedoch nicht zu einem Stopp von Adoptionen aus Sri Lanka in die
Schweiz; stattdessen wurden Weisungen erlassen und Bundesverordnungen revidiert.

Des Weiteren widmete sich der Bundesrat im Bericht der Herkunftssuche betroffener
Personen. Hier bestehe weiterhin grosser Handlungsbedarf in der Schweiz, da sich die
Suche nach der eigenen Herkunft im Falle von Adoptierten aus Sri Lanka oft als
langwierig und kostspielig herausstelle. Insbesondere die Kooperation zwischen
Schweizer und auslandischen Behérden sowie familidren Akteuren sei sehr komplex
und liesse viele Herkunftssuchen scheitern. Als Gegenmassnahme werde fortan eine
Arbeitsgruppe adoptierte Personen bei ihrer Herkunftssuche unterstitzen. Zuletzt
sprach sich der Bundesrat fir eine konsequentere Politik zu internationalen
Adoptionen in die Schweiz aus. Um kunftig Umstande wie in den 1980er Jahren zu
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vermeiden, schlug der Bundesrat unter anderem eine Beschréankung der
Herkunftslander, aus denen Kinder adoptiert werden kdénnen, oder eine Revision des
betreffenden Kapitels des IPRG vor. Des Weiteren solle eine Expertengruppe das
Schweizer Adoptionssystem genauer untersuchen und auch allfallige Gesetzesreformen
entwickeln. ?°

Die Ratifikation des modernen Haager Unterhaltsiibereinkommens (HUU) aus dem
Jahr 2007 kénnte die Durchsetzung der Alimentenforderungen gegentber im Ausland
lebenden Unterhaltspflichtigen massgeblich erleichtern, zeigte sich der Bundesrat in
seinem Bericht in Erflllung eines Postulats Vogler (csp, OW) Uberzeugt. Der Vorstoss
hatte die Regierung dazu aufgefordert, die Ratifikation des HUU zu priifen. Eine
Ratifikation des Ubereinkommens erfordere jedoch vorgangig die Klarung
behdérdenorganisatorischer Fragen. Bis anhin liegt die Sachbearbeitung des
internationalen Alimenteninkassos in der Kompetenz der Kantone, wobei die daflr
notwendigen Organisationsstrukturen in den Kantonen stark variieren. Gerade in
dezentral organisierten Kantonen fehle in den Gemeinden aufgrund der Seltenheit
solcher Félle das notwendige Fachwissen zu deren Bearbeitung, aber auch zentral
organisierte Kantone wilinschten sich fur diese Aufgabe mehr Unterstitzung durch den
Bund, so der Bundesrat in seinem Bericht. Um die Bearbeitung internationaler
Alimenteninkassogesuche klinftig zu regeln, kann sich der Bundesrat neben dem Status
quo verschiedene Modelle vorstellen, namentlich die Ubertragung dieser Aufgabe an
eine private Stelle, eine Konkordatslosung, die Etablierung von kantonalen
Zentralbehdrden oder die Schaffung einer Bundeszentralbehdrde. Da die Ratifikation
des HUU «Féderalismusfragen» tangiere, sah der Bundesrat den Spielball nach Vorlegen
seines Berichts jedoch beim Parlament: Dieses musse nun entscheiden, welches
Behdrdenmodell zum Tragen kommen soll, damit das HUU ratifiziert und danach
umgesetzt werden kénne. In der Sommersession 2022 schrieb der Nationalrat das
Postulat Vogler aufgrund des Erscheinens des Postulatsberichts als erfillt ab. %

Frauen und Gleichstellungspolitik

Im Juni 2021 présentierte der Bundesrat den ersten Staatenbericht der Schweiz zur
Umsetzung der Istanbul-Konvention. Mit der Ratifikation der Istanbul-Konvention,
einem Ubereinkommen des Europarats, hatte sich der Bund im Jahr 2017 verpflichtet,
sich gegen jegliche Formen von Gewalt gegen Frauen und Madchen einzusetzen. In
seinem ersten, beinahe 140 Seiten umfassenden Bericht legte der Bundesrat dar,
welche Aktionen zur Préavention und Bekéampfung solcher Gewalt sowie im Rahmen des
Opferschutzes seit Inkrafttreten der Konvention von Bund und Kantonen bereits
unternommen worden sind. Der Bundesrat war der Ansicht, dass die rechtlichen
Bestimmungen «den Anforderungen der Konvention insgesamt zu genlgen
[vermogenl», und zeigte gleichzeitig auf, dass der Gesetzgeber seit Inkrafttreten der
Konvention in diesem Bereich nicht untatig geblieben war. So verwies er auf das im
Vorjahr in Kraft getretene Bundesgesetz Uber die Verbesserung des Schutzes
gewaltbetroffener Personen, das Opfer von Stalking und héuslicher Gewalt besser
schiutzen soll. Eine entsprechende Bestimmung im ZGB zum Kontakt- und Rayonverbot
soll per 2022 rechtskraftig werden. Weiter wies der Bundesrat auf die laufenden
Arbeiten zur Revision des Sexualstrafrechts hin: Im Februar 2021 war ein
entsprechender Entwurf in die Vernehmlassung geschickt worden, der unter anderem
den Tatbestand der Vergewaltigung neu definieren soll. Gemass Entwurf soll dieser
auch gelten, wenn keine Drohung oder Gewaltausibung von Seiten des Taters oder der
Taterin vorliegt («Nein-heisst-Nein»-Lésung). Mit der Neudefinition des Tatbestands
der Vergewaltigung soll auch eine geschlechtsneutrale Formulierung fir Opfer von
Vergewaltigungen eingeftinrt werden.

Laut dem Staatenbericht hat die Ratifikation der Istanbul-Konvention «eine neue
Dynamik ausgeldst». Die Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt
sei ins politische Scheinwerferlicht gerlckt. So sei etwa im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 die Erarbeitung eines nationalen Aktionsplans zur
Umsetzung der Konvention verabschiedet worden - als zu integrierende Massnahme in
die im April 2021 beschlossene Gleichstellungsstrategie 2030. Auch einige Stadte und
Kantone hatten die Bekdmpfung von Gewalt in ihre Legislaturziele aufgenommen oder
Aktionspléane verfasst. Auf allen foderalen Ebenen sei eine starke Zunahme an
parlamentarischen Vorstéssen zum Thema verzeichnet worden. Ferner sei ein grosses
Netzwerk aus vielen Nichtregierungsorganisationen entstanden - das «Netzwerk
Istanbul Konvention» -, das sich fur die Umsetzung der Istanbul-Konvention in der
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Schweiz einsetze.

Benanntes Netzwerk war es denn auch, das im Juni 2021 einen 100-seitigen
Alternativbericht zur Umsetzung der Istanbul-Konvention publizierte, dem in weiteren
250 Seiten Schattenberichte mit Forderungen von verschiedenen NGOs folgten. Im
Alternativbericht bemangelte das Netzwerk etwa die zurlickhaltende Rolle des Bundes.
«Foderalismus fuhrt zu Willkar fur Geféhrdete und Gewaltbetroffene», so die Ansicht
des Netzwerks. Wenn ein zu grosser Teil der Kompetenz den Kantonen Uberlassen
werde, fihre dies zu extrem unterschiedlichen Angeboten bezlglich Pravention,
Opferschutz und gar bei der Strafverfolgung. Generell wirden auf allen féderalen
Stufen zu wenig finanzielle Mittel bereitgestellt. Nicht zuletzt forderte das Netzwerk
einen starkeren Einbezug der Zivilgesellschaft bei der Erarbeitung von Gesetzen,
Massnahmen und Aktionsplanen. Kritisiert wurde in diesem Zusammenhang auch die
Erarbeitung der Gleichstellungsstrategie, die lediglich «unter minimalem Einbezug
eines exklusiven Kreises an Akteur_innen erarbeitet» worden sei. Ferner betonte das
breit gefacherte Netzwerk die Notwendigkeit, Massnahmen auf spezifische Gruppen
abzustimmen, so unter anderem auf Menschen mit Behinderung, Personen mit
Transidentitat, Asylsuchende oder Kinder. In einem ausfuhrlichen, in der
SonntagsZeitung publizierten Artikel bekraftigte die Geschaftsfihrerin  von
Kinderschutz Schweiz, Regula Bernhard Hug, in letzterem Zusammenhang die
Forderung nach verstérkter Unterstlutzung fur sogenannte Zeugenkinder, also fur
Kinder, die miterleben, wie sich die Eltern oder Erziehungsberechtigten Gewalt antun.
Unter den zahlreichen im Alternativbericht gedusserten politischen Forderungen
befanden sich auch solche, die zum gegebenen Zeitpunkt bereits im Parlament zur
Diskussion standen, so etwa die Forderung zur Einfuhrung der «Erst Ja heisst Ja»-Regel
- auch diskutiert im Rahmen der hangigen Sexualstrafrechtsrevision -, Massnahmen zur
Bekampfung von Minderjahrigenehen oder die Einflihrung des Rechts auf gewaltfreie
Erziehung. Zu ein paar weiteren, im Bericht ebenfalls enthaltenen Forderungen wurden
nur wenig spater ebenfalls Vorstosse lanciert, etwa zur Forderung nach nationalen
Praventionskampagnen, nach Sicherung des Aufenthaltsstatus von ausléandischen
Opfern von hauslicher Gewalt oder derjenigen nach einem Verbot von
Konversionshandlungen (Pa.lv. 21.483; Pa.lv. 21.496; Pa.lv. 21.497).

Der Staatenbericht der Schweiz wird nun von einer unabhéngigen internationalen
Expertengruppe evaluiert, die daraufhin der Schweiz bis Ende 2022 Empfehlungen fur
weitere zu treffende Massnahmen abgeben wird. %’

Kinder- und Jugendpolitik

Das vielschichtige Thema der Jugendpolitik wurde, nicht zuletzt unter dem Eindruck
der Konsequenzen, vor welche die Jugendproblematik den Staat weiterhin stellt, von
verschiedenen Expertengruppen untersucht. Im Sommer legte die vom EDI 1971
eingesetzte, von Nationalrat Gut (fdp, ZH) présidierte Studiengruppe flr Fragen einer
schweizerischen Jugendpolitik ihren Bericht vor. Er bietet im ersten Teil eine
ausflhrliche und allgemein positiv aufgenommene Darstellung des Ist-Zustandes, die
vor allem auf die gesellschaftlichen Aspekte des Jugendproblems und auf die méglichen
Formen und Aufgaben einer Jugendpolitik eingeht. Zwei sich prinzipiell
unterscheidende Modelle einer Jugendpolitik wurden entwickelt. Das erste ging davon
aus, dass Jugendpolitik als Massnahmen, die die Jugend betreffen, schon immer
bestanden habe und nunmehr im Sinne einer bewussten, systematischen Politik unter
Beteiligung der Jugend an der Gestaltung von Staat und Gesellschaft weiter auszubauen
sei. Das zweite Modell sah das Ziel einer Jugendpolitik darin, den 13- bis 25jahrigen zu
gestatten, moglichst selbstéandig zu entscheiden. Jugendpolitik in diesem Sinne musste
als ein Element einer grundlegenden Anderung der Gesellschaft betrachtet werden. Im
zweiten Teil schldgt die Studiengruppe konkrete Massnahmen vor (Einsetzung eines
Delegierten fur Jugendfragen, periodische Jugendberichte an die Bundesversammlung,
Intensivierung der Jugendforschung und verschiedene Férderungsmassnahmen). 8

Gegen diesen zweiten Teil richteten sich kritische Stimmen. Man wandte ein, dass die
im ersten Teil erarbeiteten Resultate nicht konsequent in die Praxis umgesetzt wirden.
Wahrend die Autoren einen grossen Teil der Jugendprobleme als Ausfluss einer
gesamtgesellschaftlichen Problematik erklarten, begnlgten sie sich mit den von ihnen
selber als ungenligend taxierten therapeutischen Massnahmen «flr, mit oder durch die
Jugend». Vertreter progressiver Richtung erklarten, dass zuviel von der Krise der
Jugend und zu wenig von der Krise der Gesellschaft gesprochen werde. Die Verfasser
des Jugendberichts konnten dieser Kritik entgegenhalten, dass ihre Vorschlage
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Rucksicht auf die schmalen verfassungsrechtlichen Grundlagen des Bundes und auf das
politisch Realisierbare nehmen mussten. %

Von der heutigen Verunsicherung im Zusammenleben sind die Jugendlichen ganz
besonders betroffen. Ein erster Teilbericht der Eidgendssischen Kommission fiir
Jugendfragen (EKJ) zur Situation der Jugendlichen in der Schweiz zeigte dies an den
Problemen Wohnen, Rassismus, Geschlechterrollenverteilung und Aids. Zwei weitere
Teilberichte zu den Themen Bildung und Freizeit sowie ein Schlussbericht sollen bis im
Frihjahr 1992 erscheinen. Ziel der Arbeit ist es, das Sensorium allgemein und vorab der
politischen Behérden fir die Anliegen der Jugend neu zu schéarfen. *°

In ihrem neuesten Bericht zur Situation der Jugendlichen in der Schweiz kam die Eidg.
Kommission fur Jugendfragen (EKJ) zum Schluss, die Verpflichtung des Staates, bei allen
seinen Entscheiden die Interessen kiinftiger Generationen zu wahren und zu
vertreten, misse in der Verfassung verankert werden. Sie verlangte zudem eine
unabhéngige Instanz, die den Auftrag hatte, wichtige Verfassungsanderungen, die
gesetzgeberische  Arbeit und  grossere  Infrastrukturaufgaben  auf  ihre
Jugendvertréaglichkeit hin zu Gberprifen. ™

Der Nationalrat behandelte in seiner Sommersession den Expertenbericht iiber das
Ausmass der Kindsmisshandlungen in der Schweiz, welcher 1992 publiziert worden war.
Die Autoren unterschieden zwischen vier Formen der Misshandlung: die
Vernachlassigung, das heisst die mangelnde korperliche und seelische Zuwendung, die
seelische Misshandlung, die sexuelle Ausbeutung und die physische Misshandlung.
Wahrend der Anteil der vernachlassigten und seelisch misshandelten Kinder nicht
beziffert werden kann, so wird die Zahl der jahrlich in der Schweiz sexuell
ausgebeuteten Kindern auf 40 000 bis 50 000 geschatzt. In seiner im Vorjahr
veroffentlichten Stellungnahme zum Bericht wollte der Bundesrat weniger auf neue
Gesetze, denn auf Pravention im Bereich der Familien- und Gesellschaftspolitik setzen.
Konkret nannte er die Koordination des Kinderschutzes auf eidgendssische Ebene,
Unterstitzung von Hilfsorganisationen, Préventionskampagnen, die Ratifizierung der
UNO-Konvention lber die Rechte des Kindes sowie die Mutterschaftsversicherung.

Dies ging einem Teil des Nationalrates allerdings nicht weit genug. Insbesondere Judith
Stamm (cvp, LU), welche 1987 mit einem Postulat den Anstoss flir den Expertenbericht
gegeben hatte, zeigte sich enttaduscht, dass der Bundesrat kaum konkrete Massnahmen
vorgeschlagen habe. Der Rat behandelte denn auch eine Reihe von Vorstdssen, welche
den Bundesrat in mehr oder weniger verbindlicher Form zum Handeln aufriefen. Eine
Motion Hollenstein (gp, SG) flr die Einflhrung eines Kinderschutzartikels in der
Bundesverfassung wurde trotz Unterstitzung der CVP mit 68 zu 59 Stimmen knapp
abgelehnt, ein ahnlichlautendes Postulat der Rechtskommission hingegen einstimmig
Uberwiesen. Angenommen - und zwar sehr deutlich mit 96 zu 26 Stimmen - wurde auch
eine Kommissionsmotion, welche den Bundesrat beauftragt, den Grundsatz des
Verbotes der Korperstrafen und erniedringender Behandlung von Kindern innerhalb
und ausserhalb der Familie im schweizerischen Recht explizit einzufiihren. Uberwiesen
wurden zudem weitere Postulate sowohl der Rechtskommission wie von Nationalratin
von Felten (sp, BS) Uber die Gewaltprévention in Familie und sozialem Nahraum resp.
zum Ausbau des Sorgentelefons fir Kinder. %2

In der Wintersession nahm dann der Standerat praktisch diskussionslos vom Bericht
Kenntnis. Die Motion des Nationalrates zum Verbot der Koérperstrafe wurde in der
kleinen Kammer nur mehr als Postulat angenommen, hingegen wurde eine Empfehlung
verabschiedet, welche den Bund auffordert, in den Lehrprogrammen seiner
Zustandigkeit die Vermittlung padagogischer Grundkenntnisse einzubauen, um den
jungen Menschen als kinftigen Eltern zu ermdglichen, Situationen im Erziehungsalltag
ohne Gewaltanwendung zu meistern. *
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Die Schaffung neuer Arbeitsmodelle, verbunden mit einer Aufwertung ehrenamtlicher
Tatigkeiten, kann nach Meinung der Eidgendssischen Kommission fiir Jugendfragen
(EKJ) mithelfen, die verheerenden Folgen der Jugendarbeitslosigkeit zu mildern. Dies
war das Fazit des neuesten Kommissionsberichtes, der einen umfangreichen
Massnahmenkatalog zuhanden der Sozialpartner formulierte. Vor den Medien warnte
EKJ-Prasident Leo Brucker vor den sozialen Folgen eines missgliickten Berufseinstiegs
und kritisierte insbesondere die mangelnde Flexibilitdt der Unternehmen gegenlber
den Jugendlichen. Es missten neue Selektions- und Ausbildungsmodelle geschaffen
werden, in denen die individuellen Starken und Schwéachen der Berufseinsteiger mehr
berutcksichtigt und die Potentiale der hohen Kommunikationsbereitschaft und der
Kreativitat Jugendlicher besser freigelegt werden **

Die 1989 von der UNO verabschiedete Kinderrechtskonvention, welcher die Schweiz
1997 als letzter européischer Staat beigetreten ist, verpflichtet die Regierungen, dem
UNO-Kinderrechtsausschuss alle funf Jahre einen offiziellen Bericht zur Umsetzung des
Abkommens einzureichen. Im Vorfeld dieser Uberpriifung prasentierten rund 50 NGOs
einen ,Schattenbericht™, in dem sie zwar attestierten, den Kindern gehe es in der
Schweiz, gemessen am internationalen Standard gut, in dem sie aber auch auf Méngel in
der Anwendung der Konvention hinwiesen (fehlendes Verbot der Koérperstrafe,
Wildwuchs der Zustandigkeiten, féderale Ungleichheiten, mangelnde Integration und
Unterstitzung von ausldndischen Kindern und minderjéhrigen Asylsuchenden). Der
Kinderrechtsausschuss, der von beiden Berichten Kenntnis nahm, forderte die Schweiz
auf, ihre Vorbehalte gegeniiber der Konvention zurlckzuziehen. *°

Im Auftrag des Bundesamtes fur Kultur erstellte der Vizepréasident der Eidgendssischen
Kommission fur Jugendfragen einen Bericht lUber die Jugendpolitik in den Kantonen.
Hauptfazit der Studie war, dass in den meisten Kantonen Jugendpolitik ein Flickwerk
ist. Nur wenige kennen eine Koordination der verschiedenen jugendpolitischen
Massnahmen. Die Kantone Bern und Genf nehmen hier die Spitzenplatze ein. Auch
sehen sie nur vereinzelt eine grossere Partizipation der Jugendlichen am 6ffentlichen
Leben vor. Lediglich drei Kantone (BL, FR, VS) zeichnen sich durch einen Jugendrat
oder eine Jugendkommission aus, die in die staatlichen Strukturen eingebunden sind.
Einige Kantone kennen das Institut des Jugendparlaments. Immerhin verfligen 20
Kantone Uber eine Gesetzgebung mit Bestimmungen zur Partizipation im schulischen
Bereich. Der Autor empfahl unter anderem, jugendspezifische Stellen in ein und
derselben Verwaltungseinheit zusammenzunehmen oder einen koordinierenden
Jugendbeauftragten einzusetzen. Der Bund kénnte die Kohédrenz der Jugendpolitik in
den Kantonen mit einer klareren Aufgabenteilung verbessern, weshalb die Forderung
nach einem Rahmengesetz, wie sie die Motion Janiak (sp, BL) verlangt hatte,
gerechtfertigt sei. *

Wie eine neue internationale Studie zeigte, ist die Schweizer Jugend im Vergleich mit
Jugendlichen anderer Lénder politisch schlecht gebildet. Bei den Fragen nach dem
politischen Wissen lagen die Ergebnisse der rund 3100 befragten Schweizer
Schulerinnen und Schiler im hinteren Mittelfeld, beim Interesse an Politik sogar im
letzten Drittel. Am schlechtesten schnitten die hiesigen Jugendlichen bei der Frage ab,
ob sie als Erwachsene wéhlen werden. Nur gerade jeder Zweite beantwortete die Frage
mit Ja. Damit nahm die Schweiz den letzten Platz ein. In Zypern, Spitzenreiterin in
vielen Kategorien, erklarten Uber 90% der Jugendlichen, dereinst wahlen zu wollen.
Gross erschien hingegen das Vertrauen in die politischen Institutionen und Behdérden.
Bei der Frage nach dem Vertrauen in die staatlichen Institutionen belegte die Schweiz
Platz drei, bei jener nach dem Vertrauen in die Regierung Platz zwei. ¥

~Jung und arm: das Tabu brechen!™ hiess der neueste Bericht der Eidgendssischen
Kommission fir Kinder- und Jugendfragen (EKKJ), der Ende August den Medien
vorgestellt wurde. Darin prangerte die Kommission die materielle Unsicherheit an, von
der ein Teil der Jugend betroffen ist: Fast 45% der Sozialhilfebeziehenden in der
Schweiz sind Kinder und Jugendliche, deren Eltern oft arbeitslos und oder
alleinerziehend sind. Viele dieser Familien haben einen Migrationshintergrund. Fatal fur
die Zukunft ist die Tatsache, dass 70% der jugendlichen Sozialhilfeempfangerinnen und
-empfénger keine Berufsausbildung abgeschlossen haben. Die EKKJ forderte eine
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nationale Politik zur Bekampfung von Armut und prasentierte eine Reihe von
politischen Forderungen, die auf das Kleinkindalter, Bildung, Gesundheit und
Familienpolitik zielen. *®

Im Berichtsjahr wurden auch mehrere Studien zur Gewalttatigkeit von Jugendlichen
veroffentlicht. Eine Untersuchung des Bundesamts fir Polizei (FedPol) zeigte, dass es in
der Schweiz rund 500 jugendliche Intensiv- oder Mehrfachtéater gibt. Dabei handelt es
sich um Jugendliche, die eine - je nach Kanton unterschiedliche - Anzahl von
Gewalttaten innerhalb eines definierten Zeitraums begangen haben. Das FedPol
zeichnete in seinem Bericht auch ein Profil dieser Téater, sie sind meist ménnlich, jinger
als 25 Jahre, stammen mehrheitlich aus bildungsfernen Schichten mit
Migrationshintergrund und leben in problematischen Verhaltnissen - in Bezug auf
Familie, Schule, Arbeit und Drogenkonsum. Gemass einer weiteren Untersuchung,
welche die Universitat Zurich im Auftrag des Kantons Sankt Gallen erstellt hat und bei
der 5200 Jugendliche befragt wurden, haben bereits 26% der 15-16-Jéahrigen
Erfahrungen als Gewalttater. Bei den selbst deklarierten Delikten handelt es sich um
Kérperverletzungen, Gruppenschléagereien, Raub und sexuelle Gewalt. Generell sind die
Tater dreimal haufiger méannlich; Jugendliche, die in erster oder zweiter Generation in
der Schweiz leben, Uben doppelt so oft Gewaltdelikte aus wie solche ohne
Migrationshintergrund. *

Le rapport du Conseil fédéral sur I'engagement de la Confédération contre le travail
des enfants est paru en janvier 2017. Epais d'une cinquantaine de pages, il dresse tout
d'abord un état des lieux du travail des enfants dans le monde. S'ensuit un rappel des
obligations juridiques internationales de la Suisse en matiére de lutte contre le travail
des enfants, puis de la mise en ceuvre des engagements internationaux de la
Confédération en la matiere. Un chapitre est consacré aux dispositions sociales
impliquant les entreprises publiques et privées ainsi que les marchés publics. Une
conclusion souligne I'approche avant tout transnationale et multilatérale de la
Confédération. En effet, la lutte contre le travail des enfants passe d'abord par une
interdiction sur le sol suisse, qui figure dans la loi sur le travail (LTr), ainsi que par la
participation de la Suisse & plusieurs programmes de développement, dont une
collaboration avec I'Organisation internationale du travail (OIT). *©

Ende Méarz 2021 erschien der Bericht in Erfillung des Postulats Fluri (fdp, SO), mit dem
der Postulant sicherstellen wollte, dass die zustandigen Behdrden, insbesondere die
Einwohnerdienste, iiber die erforderlichen Informationen zur elterlichen Sorge und
zu Kinderschutzmassnahmen verfiigen. Der Bericht kam zum Schluss, dass sich die
Problematik seit der 2013 beschlossenen Revision des Sorgerechts bereits entscharft
habe. Liege jedoch nur die Aussage eines Elternteils vor, kdnne nach wie vor nicht mit
abschliessender Gewissheit festgestellt werden, dass dieser aktuell das Sorgerecht
innehabe. Somit kénne tatsachlich eintreffen, was der Postulant in seiner Begriindung
befurchtete, namlich dass «An- und Abmeldungen oder ein Wohnungswechsel ohne
Wissen des sorgeberechtigten Elternteils vorgenommen werden». Aus diesem Grund
ortete der Bundesrat hier Handlungsbedarf und prasentierte in seinem Bericht vier
Losungsansatze. Er plante, die Losung Uber die Integration dieser Informationen in ein
bestehendes  Register, namentlich in die kommunalen und kantonalen
Einkommensregister, weiterzuverfolgen, da er diese Losung als praxisnah und
vergleichsweise unburokratisch erachtete. In einem nachsten Schritt soll nun eine
Studie erstellt werden, um die technische Machbarkeit einer solchen Lésung im Detail
zu eruieren. !
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Im Februar 2014 verdffentlichte die Schweizerische Koordinationsstelle fur
Bildungsforschung (SKBF) den zweiten offiziellen Bildungsbericht - nach dem
Pilotbericht von 2006 und der ersten Ausgabe von 2010. Auftraggeberin dieses Berichts
waren Bund (SBFI) und Kantone (EDK). Der vorliegende Bildungsbericht beschrieb das
schweizerische Bildungswesen entlang aller Bildungsstufen und -typen und beurteilte
es anhand der drei Kriterien Effektivitat, Effizienz und Equity (Chancengerechtigkeit).
Die Herausgeber betonten im Bericht, dass die Autorinnen und Autoren zwar Daten und
Informationen zusammentragen, jedoch keine Bewertung des Bildungssystems an sich
vornehmen und auch keine Massnahmen oder Empfehlungen bezlglich des
Bildungssystems vorschlagen, denn bekanntlich obliege die Steuerung des
Bildungssystems den Politikerinnen und Politikern.

Der Bericht lieferte auf tber 300 Seiten Daten und Informationen zu so vielfaltigen
Themen wie der Qualitat der Lehrer- wund Lehrerinnenausbildung, zur
Chancengerechtigkeit im internationalen Vergleich, zu den unterschiedlich hohen
kantonalen Maturitatsquoten, zur Anzahl an Masterabschlissen sowie zum
Fachkraftemangel im MINT-Bereich. *

Der Bildungsbericht 2018, im Auftrag von SBFI und EDK erstellt und von der SKBF
verfasst, folgt im Aufbau den vorangehenden Berichten aus den Jahren 2014 und 2010.
Er vermittelt Daten und Informationen zum gesamten Bildungswesen entlang von rund
500 Themen und ist vor allem ein Arbeitsinstrument fir Bildungsfachleute und
-politikerinnen.

Im Gegensatz zu den friheren Ausgaben wurde der Bericht 2018 in den Medien etwas
ausflhrlicher diskutiert. Einige Zeitungen sahen vor allem das steigende Bildungsniveau
- gemessen an den tertiaren Bildungsabschlissen - im Mittelpunkt des Interesses. Die
NZZ verwies dazu auf die Aussage von Stefan Wolter, Direktor der SKBF, wonach «nicht
nur immer mehr Personen einen tertidren Bildungsabschluss [haben], diese Abschllsse
sind auf dem Arbeitsmarkt auch weiterhin gleich stark gefragt wie vor zwanzig Jahren».
Eine zentrale Erkenntnis, welche die Freude Uber das steigende Bildungsniveau etwas
schwéchte, war die weiterhin bestehende Chancenungleichheit im Bildungswesen
hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen aus bildungsfernen Schichten und/oder mit
Migrationshintergrund. Das Schulsystem schaffe es leider nach wie vor nicht, diese
herkunftsbedingten Defizite zu kompensieren, so die Aargauer Zeitung. Darauf
aufbauend wurde auch auf das noch immer unerreichte Ziel hingewiesen, dass 95
Prozent der Jugendlichen Uber einen Sek lI-Abschluss (Maturitat oder Lehre) verfligen
sollten, wobei auch hier die Jugendlichen mit Migrationshintergrund und/oder aus
bildungsfernen Schichten deutlich schlechter abschnitten als die anderen
Jugendlichen.

Ebenfalls aufgegriffen wurden die in den nachsten 10 bis 20 Jahren deutlich steigende
Anzahl an Schulerinnen und Schilern und der daraus resultierende hohere Bedarf an
Lehrkraften, die Herausforderungen der Digitalisierung, die kantonal unterschiedlichen
Aufnahmebedingungen fur den Eintritt ins Gymnasium sowie die unterschiedlich hohen
Maturitdtsquoten in den Kantonen. *

Jahresriickblick 2020: Bildung und Forschung

Der Bereich Bildung und Forschung war in 2020 zum einen durch einige grossere
Bundesratsgeschafte gepragt (BFI-Botschaft 2021-2024, EHB-Reform und die
Programme Erasmus+ und Horizon). Zum anderen hatte auch in diesem Themenfeld die
Corona-Pandemie Auswirkungen auf verschiedene Bereiche (temporédre Schliessung
der Schulen, erschwerte Lehrstellensuche, Suche nach Impfstoffen), die in anderen
Jahren naturgemass weniger im Fokus standen.

In mehreren Sitzungen zwischen Juni und Dezember 2020 berieten die beiden Réte die
BFI-Botschaft fur die nachsten vier Jahre. Das Ziel des Bundesrates blieb, wie in den
vergangenen Jahren auch, dass die Schweiz in Bildung, Forschung und Innovation
fihrend bleibt und die Chancen der Digitalisierung nutzt. Mit der in der Wintersession
erfolgten Verabschiedung des Geschéafts genehmigten die Rate rund CHF 28 Mrd. flr so

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

22



verschiedene Gebiete wie die Berufsbildung, die Weiterbildung, den ETH-Bereich oder
auch far die Institutionen der Forschungsférderung. Zum Vergleich: Fur die
vorangehende BFI-Periode 2017-2020 hatten die Rate rund CHF 26.4 Mrd. gesprochen.
Ein weiteres wichtiges Geschaft stellte auch das EHB-Gesetz dar. Mit dieser Vorlage
erhielt das ehemalige Eidgendssische Hochschulinstitut fir Berufsbildung ein eigenes
Gesetz und den Status einer Hochschule. Das spezifische Profil der EHB - der Fokus auf
die Berufsbildung und die damit verbundene Ausrichtung auf die Arbeitswelt - wird
auch mit dem neuen Gesetz beibehalten.

Im Bereich der internationalen Beziehungen, und insbesondere der Beziehungen zur
EU, standen die beiden Programme Horizon Europe 2021-2027 und das
Nachfolgeprogramm von Erasmus+ im Mittelpunkt zahlreicher Debatten. Der
Bundesrat legte im Mai 2020 die Finanzierungsbotschaft fur die Beteiligung am
Horizon-Paket 2021-2027 der EU vor. Neben dem Kernstlick «Horizon Europe» umfasst
das Paket auch das Euratom-Programm, das Programm ITER (Fusionsforschung) und das
Digital Europe Programme. Der Bundesrat beantragte daflr insgesamt CHF 6.15 Mrd.
Stdnderat und Nationalrat stimmten der Vorlage in der Herbst- respektive der
Wintersession zu. Die Frage der Assoziierung an die Nachfolge des
Austauschprogramms Erasmus+ (2014-2020) gestaltete sich etwas komplexer. Im Jahr
2020 berieten und beschlossen die Réate die Totalrevision des Gesetzes uUber die
internationale Zusammenarbeit und Mobilitat in der Bildung. Mit dem totalrevidierten
Gesetz wird die Umsetzung eigener Schweizer Férderprogramme mit der Assoziierung
an EU-Bildungsprogramme rechtlich gleichgestellt — bislang waren die Schweizer
Programme lediglich eine untergeordnete Mdglichkeit. Das weitere Vorgehen in Sachen
Erasmus+ werde mit dem Gesetz aber nicht vorweggenommen; der Bundesrat werde
dem Parlament die Assoziierung an EU-Bildungsprogramme und deren Finanzierung
gegebenenfalls im Rahmen von separaten Vorlagen vorschlagen, erklérte der Bundesrat
und bestéatigte dies auch noch einmal mit der Empfehlung zur Annahme des Postulats
der WBK-NR (Po. 20.3928), welches flir 2021 eine Auslegeordnung bezlglich einer
moglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im Bereich der
internationalen Zusammenarbeit und Mobilitat fur die Zeit nach Ende des Programms
Erasmus+ forderte. Im Rahmen der Debatte um die BFI-Botschaft 2021-2024 baten
mehrere  Nationalrdtinnen und  Nationalrdte den Bundesrat, rasch eine
Finanzierungsbotschaft zu Erasmus+ vorzulegen. Bildungsminister Parmelin wies dabei
mehrmals darauf hin, dass auf EU-Ebene noch technische und finanzielle Fragen zur
Nachfolgelésung von Erasmus+ offen seien; solange dies der Fall sei, konne die Schweiz
noch keine Botschaft vorlegen.

Die Covid-19-Krise zeitigte auch auf den Bildungs- und Forschungsbereich starke
Auswirkungen. So wurden aufgrund der Corona-Pandemie wahrend der ersten Welle
samtliche Schulen, einschliesslich Kindergarten, Grundschulen, Sekundarschulen,
Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen im Lande fur circa acht Wochen
geschlossen. In der Folge lernten die Kinder, Jugendlichen und die Studierenden von zu
Hause aus. In den Medien wurde intensiv Uber das so genannte Homeschooling
berichtet, besonders interessiert waren die Medien an einer méglichen Uberforderung
der Eltern und an einer leidenden Chancengerechtigkeit. Bald wurde der Ruf nach
Offnung der Schulen laut, diesen erhdrte der Bundesrat aber erst Mitte Mai 2020, als
die Schulen wieder ge6ffnet werden konnten.

Auch auf die Berufsschulen hatte Covid-19 Einfluss. Fur viele Jugendliche und junge
Erwachsene gestaltete sich die Suche nach einer Lehrstelle respektive nach einer Stelle
im Anschluss an die Ausbildung schwierig, was auch die Politik auf den Plan rief. Mit
einer Motion der WAK-SR (Mo. 20.3163) wurde der Bundesrat beauftragt, in
Koordination mit den Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen
zu ergreifen, damit die Lehrbetriebe trotz der Krise weiterhin Lernende beschaftigen
und anstellen kénnen. Der Bund grindete daraufhin eine Task Force und betraute diese
mit der Aufgabe, die Situation in den Kantonen zu beobachten und, wenn nétig,
stabilisierend einzugreifen. Zudem ermdglichte er im Rahmen des Lockdowns
einerseits Lernenden den Zugang zu Kurzarbeit - so dass die Unternehmen nicht
gezwungen wurden, die Lehrvertrége zu kidndigen - und ersetzte diese nach der
erfolgten Offnung durch Kurzarbeit fir Berufsbildnerinnen und Berufsbildner: Diese
sollten die Zeit, welche sie flr die Ausbildung von Lernenden aufwendeten, als
Arbeitsausfall im Sinne von KAE anrechnen kénnen.

Die Corona-Pandemie hatte auch einen gravierenden Einfluss auf die
Forschungslandschaft. Weltweit wurde 2020 intensiv an einem Impfstoff gegen Covid-
19 geforscht, auch unter Schweizer Beteiligung. Der SNF widmete der Corona-Pandemie
ein eigenes NFP und vergab in dessen Rahmen CHF 18.6 Mio. flr Forschungsprojekte.
Mit weiteren CHF 10 Mio. unterstitzte er Forschungsprojekte, welche die
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gesellschaftlichen und biomedizinischen Aspekte von Epidemien erforschen.

Anteilsméssig bewegte sich die Zeitungsberichterstattung im Bereich Bildung und
Forschung in etwa auf demselben tiefen Niveau wie in den letzten Jahren und
entsprach einem Anteil von rund 2.5 Prozent an der gesamten Berichterstattung zur
Schweizer Politik. Was aber aufféllt, ist ein im Bereich Grundschulen/Gymnasien
ansteigender Wert im Marz und ein Peak im April 2020, was auf den Corona-bedingten
Lockdown respektive auf die Berichterstattung Uber die Schliessung der Schulen
zuriickgefuhrt werden kann. *

Jahresriickblick 2021: Bildung und Forschung

Im Kapitel Bildung und Forschung kam es im Berichtsjahr in verschiedenen Bereichen
zu wichtigen Entwicklungen. Medial und politisch am meisten Aufmerksamkeit erregte
aber wohl die Nicht-Assoziierung der Schweiz an das Forschungsrahmenprogramm
Horizon Europe 2021-2027 aufgrund des Abbruchs der Verhandlungen Uber ein
institutionelles Abkommen mit der EU. Mitte Juli 2021 gab das SBFI bekannt, dass die
Schweiz bei Horizon Europe bis auf Weiteres als nicht-assoziierter Drittstaat behandelt
wird, was bedeutet, dass eine Beteiligung fur Schweizer Forschende nur noch in
beschranktem Ausmass moglich ist. Dies rief bei den Schweizer Hochschulen Unmut
hervor; zahlreiche Akteure beflrchteten einen grossen Schaden flir den
Forschungsstandort Schweiz. Bis zur weiterhin angestrebten Assoziierung sollten
Projekte aus der Schweiz Uber den bereits im Vorjahr gutgeheissenen Kredit durch das
SBFI und weitere Ubergangsmassnahmen mittels Nachmeldung zum Voranschlag 2022
finanziert werden. Die APK-NR beantragte unterdessen ihrem Rat, in der
Budgetdebatte die mittlerweile freigegebene zweite Kohésionsmilliarde unter der
Bedingung der Vollassoziierung an Horizon Europe zu verdoppeln, was der Nationalrat
jedoch ablehnte. Auch im Bereich des Austauschprogramms Erasmus plus versuchte
die APK-NR eine Entwicklung in Gang zu setzen, indem sie den Bundesrat dazu
aufforderte, bis Ende 2021 eine Finanzierungsbotschaft zur Teilnahme an Erasmus plus
vorzulegen. Die Motion fand schliesslich aufgrund der knappen Frist, die zur
Erarbeitung der Botschaft gesetzt worden war, keine Zustimmung. Der Bundesrat
sprach sich zwar ebenfalls fur die Teilnahme an diesem Programm aus, wies aber darauf
hin, dass die EU - wie auch bei Horizon - noch keine Bereitschaft gezeigt habe, die
Schweiz an dieses Programm zu assoziieren.

Im Themenbereich der frithen Kindheit erschien im Februar 2021 der ausfihrliche
Bericht «Politik der frihen Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsmaoglichkeiten
auf Bundesebene » in Erflllung eines Postulates Gugger (evp, ZH) und eines Postulates
der WBK-NR. Der Bundesrat erlauterte darin, dass er die Politik der frihen Kindheit als
gesellschaftlich ausserst relevant erachte. Da dieser Politikbereich jedoch vor allem in
der Hand der Kantone und Gemeinden liege, habe er hier nur beschrankte
Handlungsvollmachten. Entwicklungsmoglichkeiten auf Bundesebene sah der Bericht
aber unter anderem beim Zugang, der Qualitat sowie der unterstitzenden Finanzierung
der Angebote im Bereich der frihen Kindheit. So bestehe etwa die Moglichkeit, dass
Kindern mit Migrationshintergrund der Zugang zu Forderangeboten erleichtert werde
oder dass Projekte fur die Forderung der Chancengleichheit von Kindern mit
Behinderungen finanziell unterstitzt werden kdénnten. Dieser Postulatsbericht
veranlasste wiederum die WBK-NR, eine parlamentarische Initiative einzureichen, um
das Impulsprogramm fur die Schaffung von Betreuungsplatzen in familienergénzenden
Strukturen von einer zeitlich befristeten in eine stetige Lésung zu Uberfuhren. Beide
Kommissionen gaben der Initiative im Berichtsjahr Folge.

Das auch im Jahr 2021 quasi alle Bereiche des politischen und gesellschaftlichen
Lebens beeinflussende Coronavirus fihrte im Sommer 2021 zu einem Peak der
medialen Berichterstattung im Bereich der Grundschulen und Gymnasien (vgl.
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Der Start des neuen Schuljahres
gab Anlass zu etlichen Zeitungsberichten Gber das Maskentragen, das Testen und Uber
weitere Massnahmen wie etwa die Anbringung von CO2-Messgeraten und Luftfiltern.

Im Bereich der Berufsbildung gab ein Reformprojekt zur KV-Ausbildung, also zur von
den schweizweit am meisten Personen ergriffenen beruflichen Grundbildung, zu reden.
Anfang 2021 leitete das SBFI eine Anhérung zum Reformvorhaben in die Wege. Ziele der
Reform waren der Aufbau von Handlungskompetenzen, die Vermittlung von fundiertem
Grundlagenwissen, die Durchlassigkeit innerhalb der verschiedenen kaufmannischen
Abschlisse, ein neues Fremdsprachenkonzept sowie ein Gesamtkonzept fur die

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

24



BERICHT
DATUM: 03.02.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

lehrbegleitende Berufsmaturitdt. Bei den Anhérungsteilnenmenden stiessen einige
dieser Punkte auf Kritik, namentlich das geplante Vermitteln von Fachwissen in
Handlungskompetenzen, die vorgesehene Streichung einer zweiten Fremdsprache
sowie der als zu sportlich angesehene Fahrplan der Reform. Nach Vorliegen der
Anhoérungsergebnisse reichten die beiden WBK daraufhin je eine gleichlautende Motion
ein, in welcher sie die Verschiebung der Inkraftsetzung der Reform auf 2023 forderten.
Zum selben Schluss gelangte das SBFI nach Rulcksprache mit den Verbundpartnern.
Darlber hinaus lenkte es in der Fremdsprachen-Frage ein, womit KV-Lernende auch
weiterhin in zwei Fremdsprachen unterrichtet werden sollen. Hingegen hielt das SBFI
daran fest, Fachwissen zukunftig in Handlungskompetenzen zu vermitteln; dies sei in
der Berufsbildung mittlerweile Standard.

Im Berichtsjahr gab es zudem beim Ubergeordneten Thema der Gleichstellung von Frau
und Mann im Schul- und Hochschulbereich drei Entwicklungen zu verzeichnen. Im Marz
verabschiedete der ETH-Rat seine neue Gender Strategie fur die Jahre 2021-2024,
welche das Ziel verfolgte, den Frauenanteil in Lehre und Forschung, vor allem in den
Fuhrungspositionen, weiter zu steigern. Zu den Schwerpunkten der Strategie gehorten
etwa die Aufdeckung und das Verhindern von Diskriminierung, Mobbing, Drohungen,
Gewalt und sexueller Belastigung. Eine vom Nationalrat gutgeheissene Motion der WBK-
NR flr die Lancierung einer Sensibilisierungskampagne gegen ebendiese Belastigungen
im ETH-Bereich wurde vom Sténderat hingegen abgelehnt. Schliesslich wurde ein
Postulat der FDP.Liberalen-Fraktion zur Gleichstellung in der Berufsbildung
angenommen. Dieses forderte den Bundesrat auf zu prifen, ob in
Ausbildungsprogrammen zu typischen Frauenberufen gleich viel Wert auf die
Vermittlung unternehmerischer Kompetenzen gelegt wird wie in denjenigen fur
typische Mannerberufe. *

Grundschulen

Der Bundesrat verdffentlichte im Februar 2021 den Bericht «Politik der friihen
Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsméglichkeiten auf Bundesebene» in
Erfillung der Postulate der WBK-NR und von Nik Gugger (evp, ZH; Po. 19.3262). Der
Bericht nahm eine Definition des Begriffs «Politik der frihen Kindheit» vor und stellte
einen nicht abschliessenden Katalog der Leistungen in diesem Politikbereich vor; dieser
reichte von der Elternbildung, Uber die frihe Sprachférderung bis zur aufsuchenden
Familienarbeit. In  den Handlungsfeldern  «Statistische  Datengrundlagen>,
«Informations- und Erfahrungsaustausch/Koordination», «Zugang zu den Angeboten»,
«Qualitat der Angebote» sowie «Finanzierung der Angebote» identifizierte der Bericht
Verbesserungspotenzial in Bezug auf das staatliche Wirken. In der Folge wurden fur
diese Handlungsfelder verschiedene Entwicklungsmoglichkeiten formuliert. Diese
umfassten beispielsweise die Einflhrung einer nationalen Kinderbetreuungsstatistik,
die Verbesserung der Datenlage zum Gesundheitszustand von Kindern unter
Berlcksichtigung sozialer Benachteiligungen, die Férderung des Informations- und
Erfahrungsaustausches zwischen Fachpersonen, die Verbesserung der Zusammenarbeit
und der Koordination auf Bundesebene, die verstarkte Forderung der
Chancengerechtigkeit von Kindern mit Migrationshintergrund und von Kindern mit
Behinderungen oder auch die Subventionierung von Familienorganisationen mit
Tatigkeiten betreffend Familien mit kleinen Kindern. Einige dieser Massnahmen wirden
gepruft oder beféanden sich bereits in Umsetzung. So wilrden beispielsweise schon
heute Projekte mit Kindern, die eine Beeintrachtigung haben, unterstutzt, schloss der
Bericht. “
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Jahresriickblick 2021: Kultur, Sprache, Kirchen

2021 bestéatigte den Trend der letzten beiden Jahre - so zeigte die APS-Zeitungsanalyse
eine rucklaufige Berichterstattung rund um die Themen Kultur, Sprache oder religiose
Fragen auf (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Diesbezlglich
brachte das Jahr gar einen neuen Tiefstwert seit 2016, wobei insbesondere Fragen im
Zusammenhang mit den Religionen deutlich an medialer Prasenz eingeblsst hatten.

Wie auch im Jahr zuvor war die Kulturpolitik gepragt von der weltweiten Covid-19-
Pandemie. Deren Auswirkungen auf den Kultursektor verdeutlichten etwa erste Zahlen
des BFS im Rahmen der Kulturwirtschaftsstatistik fir das Jahr 2020: Im Vergleich zu
2019 war die Beschéaftigung im Kulturbereich um markante 5 Prozentpunkte gesunken,
was in absoluten Zahlen 14'000 Erwerbspersonen entsprach. Vom Ruckgang betroffen
waren insbesondere Frauen, Personen mit einem Teilzeitpensum oder all jene, die
zuvor weniger als 1 Jahr engagiert gewesen waren. Auch im Vergleich zur
Gesamtwirtschaft war der starke Rlckgang an Beschéaftigten im Kulturbereich
betrachtlich. Entsprechend kam es im Parlament zu diversen Vorstéssen, mit denen auf
die prekére Situation der Kulturschaffenden reagiert werden sollte. Zwei Vorstdsse,
welche im Zuge der Pandemie verstarkte Unterstitzungsmassnahmen fur
Freischaffende in Theater und Film und fir Buchhandlungen verlangten, fanden im
Parlament jedoch keinen Anklang. Hingegen waren sich die Rate darlber einig, dass die
soziale Sicherheit der Kulturschaffenden auch unabhéngig von der Pandemie verbessert
werden musse.

Neben diesen explizit auf die Pandemie zurlickzuflhrenden Vorstdssen bearbeitete das
Parlament 2021 drei grosse Geschéafte im Kulturbereich. So fand die Beratung der
Kulturbotschaft fur die Jahre 2021-2024 nach langwierigen Diskussionen Uber das
Filmférderungsgesetz durch Annahme des entsprechenden Entwurfs ein Ende. Eine
parlamentarische Initiative zur Stéarkung des Schweizer Stiftungsstandorts kam hingegen
auch nach fast 5-jahrigen Diskussionen noch zu keinem Abschluss. Zudem wurde der
Entwurf des Bundesrats zum neuen Bundesgesetz tber den Jugendschutz bei Filmen
und Videospielen beraten, mit dem unter anderem die Angleichung an eine geltende
EU-Richtlinie angestrebt wird. Der Nationalrat beschaftigte sich in der Frihlings- und
Sommersession mit dem Geschéaft, der Standerat wird sich wohl in der Friuhlingssession
2022 damit auseinandersetzen.

Wie so oft pragte der Islam die Debatte in der Religionspolitik. Dieses Jahr lag das
Augenmerk vermehrt auf der Rolle von Imamen und auf deren Einfluss auf die
Gesellschaft. Die SiK-SR verlangte im Marz 2021 in einem Postulat, dass die Vorteile
eines  Bewilligungsverfahrens  fir Imame, ein Imam-Register sowie ein
Finanzierungsverbot fur Moscheen aus dem Ausland geprift werden. Die Kommission
bezweckte damit eine bessere Kontrolle von Personen, die im Rahmen ihrer religiosen
Reden «terroristisches oder gewalttatig-extremistisches Gedankengut verbreiten». Ein
im August 2021 vom Bundesrat publizierter Bericht Uber
Professionalisierungsmoglichkeiten von islamischen religiosen Betreuungspersonen
zeigte jedoch auf, dass der Einfluss von Imamen in Bezug auf Radikalisierungstendenzen
in der Offentlichkeit tberschatzt wird. Basierend auf diesen Erkenntnissen legte der
Bundesrat sodann zwolf Handlungsfelder fest, wobei insbesondere die Einbindung von
offentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften in die Seelsorge diverser
offentlicher Institutionen, wie etwa Militar, Spitdlern oder Asylzentren, als zentrale
Massnahme definiert wurde. Diese soll dazu beitragen, dass islamische
Betreuungspersonen besser in die Gesellschaft integriert werden und indirekt eine
Professionalisierung erreicht wird.

Ein weiteres umstrittenes Thema stellte nach wie vor die politische Beteiligung der
Schweizer Kirchen im Rahmen von Abstimmungskampfen dar. So zog die nie zuvor
dagewesene Beteiligung der Kirchen am im Vorjahr geftihrten Abstimmungskampf zur
Konzernverantwortungsinitiative  Groll nach sich. Die Jungfreisinnigen hatten
Stimmrechtsbeschwerden beim Bundesgericht eingereicht, womit sie eine Klarung der
Rolle der Kirchen bei Abstimmungen in Form eines Leiturteils erreichen wollten.
Geméss den Medien stufte auch die Bundeskanzlei in einer Stellungnahme an das
Bundesgericht das Verhalten der Landeskirchen als «zumindest grenzwertig» ein und
erachtete ein Gerichtsurteil diesbezlglich als angezeigt. Das Bundesgericht schrieb die
Beschwerde jedoch als gegenstandslos ab, da das Einbringen der Kirche der Initiative
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nicht zum Erfolg verholfen habe, wodurch das nétige aktuelle Interesse nicht gegeben
sei. Diese hitzig gefuhrte politische Debatte widerspiegelte sich auch in der Anzahl an
Zeitungsartikeln mit kirchlichem oder religiosem Bezug - Anfang Jahr, auf dem
Hohepunkt der entsprechenden Diskussionen - wurde haufiger Uber das Thema
«Kirchen» berichtet als im Rest des Jahres. Gering blieb hingegen das Medienecho, als
die beiden grossen Landeskirchen vor der Abstimmung zur «Ehe flr alle» ihre
Positionen publik machten, zumal sie sich nicht aktiv am Abstimmungskampf
beteiligten.

Die Sprachpolitik fand ebenso wie in den letzten Jahren keine grosse mediale
Resonanz, legte im Vergleich zum Vorjahr aber leicht zu (vgl. Abbildung 2). Dies ist wohl
auf die verstarkt gefihrte Debatte Uber eine gendergerechte Sprache zurlckzufthren.
So startete das Jahr mit einer gesellschaftlichen Debatte Uber den Entscheid des
Dudens, das generische Maskulin aus seinem Nachschlagewerk zu verbannen. Im
Sommer kam es zu einer zweiten Runde mit einer breiten Diskussion Uber das
sogenannte Gendersternchen, nachdem die Bundeskanzlei dessen Gebrauch in
Bundesdokumenten explizit untersagt hatte. ¥/
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